aıfrrd aoſenberg 


rien, Srundjohr und Fiel. 


der Kampf geht weiter bis zum Enoͤſieg! 


90. Tauſend! 


Adolf Hitlers 


Reden 


Preis: Kartoniert M. 2.35, Leinen M. 3.60 


Das Wert 
it ein geſchichtliches Dokument 
eriten Ranges! 


Zahlreiche Stellen aus den Reden, die feinerzeit zur 
Beſchlagnahme durch den Staatsgerichts hof geführt 
haben, find wieder aufgenommen und in Fettdruck 
hervorgehoben. Die Reden ſind von einer unerhoͤrten 
Lebendigkeit und beweiſen, daß der große Staats⸗ 
mann Hitler ſchon vor einem Jahrzehnt ganz klar 
den Weg zur Rettung Deutſchlands geſehen hat. 
Man fühlt die Gewalt feiner Rede, die damals wie 
heute, nicht das Produkt des klügelnden Verſtandes 
iſt, die nicht Pathos braucht und redneriſche Kniffe, 
um die überwältigende Wia kung zu erzielen, die ihm 
das Volk zuftrömen ließ und die letzten Endes nötig 
war, um das neue Reich erſtehen zu laſſen. Das 
Buch ſtellt ſomit ein geſchichtliches Dokument erſten 
Ranges dar. Neben „Hitler, Mein Kampf“ gehört 
„Adolf Hitlers Reden“ zu den wenigen Standard⸗ 
werken des Nattonalſozialismus und ſtellt durch 


ſeine Unmittelbarkeit gleichſam eine Ergaͤnzung 


ſeines berühmten Werkes dar. 


„Adolf Hitlers Reden“ gehört in die Hand 
jedes deutſchen! 


deutſcher Bolts verlag. Dr. E. Boepple, Nünchen 28 


Paul⸗Heyſe⸗Straße 9, Poſtſcheckkonto München 15673 


Weſen, Grundſätze und Ziele 
der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei 


Das Programm der Bewegung 
herausgegeben und erläutert von 


Alfred Roſenberg 


Und ſetzet Ihr nicht das Leben ein, 
Nie wird Euch das Leben gewonnen fein. 
Schiller. 


Der Staatsſozialismus paukt ſich durch. 
Bismarck. 


200. Tauſend 


Deutſcher Volksverlag Dr. E. Boepple München 


Alle Rechte vorbehalten. Copyright by Deutſcher Volksverlag, München, 1933 


Druck vom Münchener Druck⸗ und Verlagshaus, G. m. b. H., München 


Adolf Hitler 


dem Führer der deutſchen Freiheitsbewegung 
gewidmet 


Zum 101. bis 120. Tauſend und 121. bis 150. Tauſend 


Der 14. September 1930 war keine übliche Reichstagswahl; das, was 
ſich an dieſem Tage abſpielte, war vielmehr ein Volksentſcheid. Noch 
nie in der Geſchichte aller Parlamentswahlen iſt es vorgekommen, daß ein 
derartiges Bekenntnis für eine Partei abgelegt wurde, ſo daß dieſe, 1928 noch 
mit 12 Abgeordneten unter Fraktionsſtärke, zur zweitſtärkſten Partei Deutſch⸗ 
lands emporwuchs. Ueber 6,4 Millionen Deutſche bekennen ſich jetzt zur national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung, mit Stolz und Freude können Adolf Hitler und mit 
ihm alle ſeine Mitkämpfer ſagen, daß nun die Mühen von 11 Jahren, 
alle Opfer an Gut und Blut nicht umſonſt geweſen ſind. Der Aufruf alles 
Stolzen im deutſchen Volke beginnt über alles Niedere, Profitſüchtige zu 
ſiegen, eine neue Jugend wächſt auf im Dienſte deut ſcher Werte, und ein 
ſtahlharter Wille iſt geboren, um einſt die Tat vom 9. November 1918 zu 
ſühnen und das fremde Joch abzuſchütteln. 

Dieſe Erziehung des Charakters betrachtet der Nationalſozialismus als 
Kernproblem unſerer Zeit. Aus der ſeeliſchen Wiedergeburt allein können auch 
„Programme“ erfüllt werden, nur durch ſie erhalten Vernunfteinſichten ihre 
rechte Färbung. In dieſem Sinne gingen 1922 die 


von Adolf Hitler durchgeprüften 


„Weſen, Grundſätze und Ziele“ als erſte Schrift der N. S. D. A. P. hinaus und 
die immer neuen Auflagen erſcheinen mir als Beweis, daß fie als erſte Ein- 
führung in die neue Gedankenwelt auch heute noch ihre Dienſte tut. Und mehr 
als je gilt es, die Herzen aufzurütteln: bis zu dem Tage, der unſerer Knechtſchaft 
ein Ende macht. 


München, 15. Dezember 1930. A. R. 


Zum 151. bis 160. Tauſend 


Die Generalprobe des 13. März hat über 11 Millionen nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Wähler ergeben. Dieſer ſtolze Erfolg der Bewegung Adolf Hitlers iſt 
herbeigeführt worden durch die zwingende Kraft feiner Ziele, die in der vor- 
liegenden Schrift ſo klar und überzeugend dargeſtellt werden. Möge dieſe und 
die folgenden Auflagen zum Endſieg beitragen. 


München, April 1932. Der Verlag. 


Einführung. 


Iſt ein Volk in großes Unglück geraten, beſitzt es aber noch wirklich leben⸗ 
dige ſeeliſche Kräfte, fo wird die eindeutige Beantwortung der Frage nach den 
tieferen Gründen ſeines Niedergangs zur erſten Bedingung einer Wiedergeburt. 
Die Tatſache allein ſchon, daß ein fo großes Reich, wie das deutſche, einer 
ganzen Welt ſtandhalten konnte, um dann zuſammenzubrechen und — nach 
dieſem Zuſammenbruch — die ſchlimmſten Kehrſeiten des ehemaligen Helden⸗ 
geiſtes aufzuweiſen, zwingt jedem Denkenden die ernſteſten Fragen auf. Er wird 
erkennen, daß der Krämergeiſt, das rein auf das Ich eingeftellte „wirtſchaft⸗ 
liche“ Denken, der Geiſt des ſeelenloſen Internationalismus verbunden mit einer 
weitverbreiteten Dünkelhaftigkeit zwar am 9. November 1918 öff entlich 
die Herrſchaft antrat, aber ſchon jahrelang, jahrzehntelang im Innern des 
Volkes wucherte. Zahlreiche Warnerſtimmen waren ungehört verhallt; von einem 
dämoniſchen Drang nach rein techniſchen, wirtſchaftlichen Eroberungen getrieben, 
gefördert durch materielle Zwangslagen (Uebervölkerung uſw.), ohne den Willen, 
das Raumproblem zu erfaſſen und demgemäß zielbewußt zu handeln, verlor das 
deutſche Volk ſein ſeeliſches Gleichgewicht und fiel Verführern zum Opfer, die 
den verflachenden Geiſteszuſtand für Einimpfung volksvergiftender Lehren aus⸗ 
nutzten (Menſchheitskultur, Internationalismus, Pazifismus, Parlomentaris- 
mus ufw.). 

Die völkiſche Revolution gegen dieſen krankhaften Zuſtand brachten die 
Auguſttage 1914 und all die Heldentaten des deutſchen Volkes in Feld und 
Heimat. Aber die Krankheitserreger ſaßen zu tief im Blut, und durch ſie, 
durch Leid und Hunger zermürbt, ſtürzte der ſtolze Bau, der Traum der 
Jahrhunderte, in wenigen Tagen zuſammen, um einem Syſtem und Männern 
Platz zu machen, deren Daſein zum Hohn auf eine alte, große Vergangenheit, 
ein Spott auf das Deutſchtum ſchlechtweg wurde. 

Jetzt iſt die große Wende eingetreten, da es ſich entſcheiden muß, ob in 
Mitteleuropa nur ein Gemengſel Menſchen leben wird, das zufällig die 
deutſche Sprache ſpricht, im übrigen aber keinen gemeinſamen Pulsſchlag des 
Herzens mehr beſitzt, oder aber ob aus tiefſter Schande der alte Idealismus 
ſich noch emporzurecken vermag, um die 80 Millionen zu einer Bluts⸗, 
Volks- und Schickſalsgemeinſchaft zuſammenzuſchmieden. Im erſten Fall iſt 
der Untergang — der verdiente Untergang — beſtegelt, im zweiten wird 
Feine Macht der Welt die Auferſtehung Deutſchlands zu verhindern vermögen. 
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Allen materialiſtiſchen, händleriſchen und mammoniſtiſchen Gedanken 
ſtellen die Mationalſozialiſten den Glauben an die idealiſtiſchen Kräfte ent- 
gegen und rufen zum bewußten rückſichtsloſen Kampf auf gegen die Mächte, 
die z. T. bewußt Deutſchlands Niedergang förderten, z. T. zu ſchwach waren, 
ſich ihm zu widerſetzen, dabei aber noch Herrſchaftsrechte im deutſchen Volk 
beanſpruchen. Ohne Geld und Gut, nur mit dieſem Glauben iſt der Kampf 
begonnen worden. Gegen alle Parteien. Denn ob „rechts“, ob „links“, ſie 
litten und leiden alle an ſo grundſätzlichen Gebrechen, daß ſie gleichſchuldig 
ſind am Unglück des deutſchen Volkes. 


Der eine verhängnisvolle Irrtum war die zugelaſſene Verfälſchung der 
Begriffe National und Sozial. Die Kreiſe und Parteien, welche vorgaben, 
die koſtbarſten Volksgüter zu verteidigen, haben dies gar zu oft nur in außen⸗ 
politiſcher Hinſicht getan. Innenpolitiſch haben ſie nicht ſelten Rang, Stand 
und Geld als genügende Vorzüge betrachtet, um auf den Volksgenoſſen im 
Arbeitskittel als auf einen Bürger zweiten Grades hinabzuſehen. Der Volke. 
genoſſe wurde nicht als ſolcher gewertet, ſondern als ein Wirtſchaftsobjekt. 
Dieſer Standesdünkel wurde ein willkommenes Agitationsmittel in der Hand 
fremdvölkiſcher Volksver führer. 

Zu dieſem Uebel geſellte ſich die Gleichſetzung von Dynaſtie und National- 
intereſſe. Zweifellos hatte es Zeiten gegeben, da die Perſönlichkeit des Königs 
oder Kaiſers zugleich Bürge war fürs ganze Reich. Aber daß dieſer Zuſtand 
zu einem ſtehenden Zwangsglaubensgrundſatz wurde, förderte ein Byzan⸗ 
tinertum, das alle Schwächen der kaiſerlichen Regierung zu vertuſchen bemüht 
war und auf dieſe Weiſe, wenn auch ungewollt, wiederum die Gegner des 
deutſchen Staates als ſolchen ſtärkte. Man hatte vergeſſen, daß das Volkstum, 
ſein Intereſſe, ſein Wohl und ſeine Ehre auch über der Perſönlichkeit des 
Monarchen zu ſtehen hatte. So wurde der außenpolitiſche Nationalismus auch 
hier nicht ſelten gegenvölkiſch, antiſozial. 

Zu dieſen Feinden geſellte ſich noch eine immer mehr um ſich greifende 
Weltfremdheit der gelehrten Stände. Das einſeitige Intereſſe für das graueſte 
Altertum, für die Wiſſenſchaft des Orients, für abſtrakte, blutleere Grundfäge, 
verſchärfte die Kluft zwiſchen dem geiſtigen Arbeiter — der nationalen Intelli⸗ 
genz alſo, welche eigentlich berufen war, ein Volk in ſeinen Lebenskämpfen zu 
führen — und dem Handarbeiter und gab auch hier ſkrupelloſen Elementen und 
fremden Hetzern die Möglichkeit, die Nöte der darbenden Bevölkerungsſchichten 
für ganz andere als die vorgetäuſchten Zwecke auszunutzen. 

Die Predigt des Klaſſenkampfes fiel ſomit auf fruchtbaren Boden und ihre 
Vertreter haben ſeit Jahrzehnten keinen Tag ohne den Verſuch vergehen laſſen, 
die Wunden im deutſchen Volkskörper ſtets von neuem wieder aufzureißen. 
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Der deutſche Arbeiter ſah ſich von feiner blutsverwandten geiftigen Schicht 
geſchieden und glaubte an die Lehre vom ewigen Klaſſenkampf als einem Natur- 
geſetz; er hörte viele Sendlinge fremder Nationen dasſelbe ſagen wie ſeine ein⸗ 
heimiſchen Führer und glaubte an die Gleichheit der Menſchen und an die 
Solidarität des Proletariats aller Länder; er ſah die tagtäglich ſich äußernde 
Ungerechtigkeit des Zeitalters der Maſchine und glaubte an den gerechten Zu⸗ 
kunftsſtaat; er fühlte ein ſichtbares Kapital die Welt beherrſchen, er ſah tag⸗ 
täglich ſeine oft nicht volksfreundlichen Unternehmer vor Augen und glaubte an 
die Notwendigkeit des Sturzes eines jeden Kapitals, an die Erlöſung durch 
die Diktatur des Proletariats. 

Neben der Verfolgung ſchein bar idealer Ziele verſtand der Marxismus 
aber ſein eigentliches Weſen hineinzumiſchen und den ſchon lange vor ihm 
im Fluß befindlichen, früher organiſch wachſenden, ſozialiſtiſchen Gedanken zu 
verfälſchen. Während er Gleichheit predigte, Gleichheit zwiſchen Deutſchen, 
Franzoſen, Juden und Chineſen, lehrte er Kampf bis aufs Blut zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Schichten innerhalb des gleichen Volkes, widerlegte ſich alſo ſchon 
von Anfang an; während er Eigentum nicht nur gelegentlich, wie es früher 
geſchah, ſondern grundſätzlich als Diebſtahl bezeichnete (wobei der logiſche Wider⸗ 
finn — daß, wo kein Eigentum iſt, auch der Begriff des Diebſtahls nicht 
beſtehen kann — ganz vertuſcht wurde), lehrte er doch nichts anderes als die 
perſönliche Bereicherung auf Koſten anderer. 

Der Marxismus gab vor, den wucheriſchen Weltkapitalismus zu bes 
kämpfen und arbeitete doch dabei ſeit ſeiner Entſtehung Hand in Hand mit 
internationalen Großbanken und Börſen. Bis auf den heutigen Tag. Der 
9. November 1918 war die mit antikapitaliſtiſchen, ausgeplünderten und ver⸗ 
hetzten Arbeitern durchgeführte Börſenrevolution mit dem ſeit lange verfolgten 
Zweck, die noch nicht ganz von den Weltbanken in Beſitz gebrachte nationale 
Induſtrie und Landwirtſchaft Deutſchlands in die Hände des überſtaatlichen 
Leihkapitals zu ſpielen. Das war der Sinn des Kampfes gegen dieſe boden⸗ 
verbundenen Wirtſchaftskräfte Deutſchlands, wie er vom „antikapitaliſtiſchen “ 
Marxismus im Verein mit der plutokratiſchen Demokratie geführt wurde. Das 
war aber auch der Sinn deſſen, daß die Sozialdemokratie im Reichstag ſeit 
1880 gegen alle Wuchergeſetze, Börſenbeſteuerungen, Luxusſteuern uſw. ge⸗ 
ſtimmt hatte. Man wünſchte nicht des Volkes Wohlfahrt, ſondern züchtete 
abſichtlich und planmäßig Ungerechtigkeit groß, um mit Hilfe der fo ſelbſt unter- 
ſtützten Unzufriedenheit die Truppen der Revolution organifieren zu können. 

Das war der größte Betrug des 19. Jahrhunderts, wie er endlich in 
Moskau im November 1917, zu Berlin im November 1918 triumphierte: die 
antikapitaliſtiſche Weltrevolution, geführt von Knechten des Weltkapitals“). 
Y Die Annahme des Dawesdiktats am 29. Auguſt 1924 war ein Schlußſtein im jahr 
zehntelangen politiſchen Bau der Weltrepublik. 
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Der Marxismus war nicht Sozialismus = Gemeinſchaftsgeiſt, ſondern 
ſeine bewußte, nur verdeckte Verhöhnung. Der Marxismus war nicht Kampf⸗ 
anſage an den Materialismus des Zeitalters, ſondern die Krönung dieſes mam⸗ 
moniſtiſchen Gedankens. Der Marxismus war überhaupt kein Wirtſchaftskampf, 
ſondern ein angeſagter Macht⸗ und Kulturkampf an alle Völker Europas. Der 
Marxismus fälſchte die Gedanken des Internationalismus, des Klaſſenkampfes, 
des Pazifismus in den ſozialiſtiſchen Grundſatz hinein, der mit ihnen gar nichts 
zu tun hatte. 

Dieſer ungeheure Weltbetrug wurde reſtlos nur dadurch möglich, daß ſich 
im Verlauf des 19. Jahrhunderts die Führung ſowohl des völkerausbeutenden 
Kapitalismus wie des Marxismus in der Hand der Vertreter ein und desſelben 
Volkes befand: in der Hand des Juden. So war und iſt der Marxismus letzten 
Endes ein Raſſen kampf. 

Durch die franzöſiſche Revolution und ihre Auswirkungen in den übrigen 
Ländern von faſt allen Hemmungen befreit, wirkte ſich jüdiſches Weſen genau 
fo aus wie in früheren Jahrhunderten. Zähe Energie, Skrupelloſigkeit, inter- 
nationale Verbundenheit bei ſtaatsbürgerlicher Gleichſtellung, angeborenes 
Schmarotzertum . . ., das alles bildete die Grundlage zur jüdiſchen Geld⸗ 
herrſchaft, in deren Zeichen wir heute ſtehen. 

Um die aufſteigenden Gefahren der beginnenden Arbeiterbewegung für ſich 
unſchädlich zu machen, „unterſtützte“ die jüdiſche hochkapitaliſtiſche Bankwelt den 
Marxismus, gründete „Arbeiter“ zeitungen, baute Gewerkſchaftshäuſer, hetzte 
gegen Unternehmer und Bauern, hetzte Konfeſſion auf Konfeſſion, um durch 
Teilung — zu herrſchen! Deshalb ſtehen auch ſeit Jahrzehnten an führender 
Stelle aller Arbeiterparteien aller Staaten Juden oder unbedeutende Leute, 
die auf Gedeih und Verderb mit dem Beſtehen ihrer Partei verbunden ſind, 
und üble Streber, die es in jedem Volke gibt. Zu ſehr geringem Teil gab es 
auch unter dieſen führenden Leuten weltfremde Phantaſten; fie waren ebenfo 
ſchädlich wie die bewußten Betrüger. 

Die Sünden der Landwirte und Induſtriellen kamen dem Betrug ent- 
gegen, und ſeit Jahrzehnten wird nun der wirtſchaftliche und politiſche Kampf 
in falſcher Front geführt: anſtatt daß Unternehmer und Arbeiter ihre völkiſche, 
politiſche und wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit erkannten und ſich aus dieſer 
Erkenntnis gegen das über allen Völkern laſtende bewegliche Bankkapital und 
die alles zerſetzende Börſenſpekulation gewandt hätten, führten ſie einen erbit- 
terten Krieg gegeneinander zum Nutz und Wohl des lachenden Dritten: des 
Börſenjuden und ſeiner unbeſchnittenen Geiſtesbrüder. 

Deshalb erklären die Nationalſozialiſten Kampf dieſen heute ſchon faſt 
alles beherrſchenden Bankkonſortien und ihren Beſitzern, Kampf aber auch 
jedem einzelnen Induſtriellen oder Landwirt, der ſeine völkiſche Pflicht über 
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dem Eigennutz vergißt. Und gerade ihnen rückſichtsloſen Kampf, weil dieſe 
Schädlinge die Notwendigkeit einer völkiſch gebundenen Wirtſchaft entſtellen. 
Schutz der Volks wirtſchaft, Kampf ihren Verächtern. 

In der roh materialiſtſchen marxiſtiſchen Weltanſchauung, die an Stelle 
des Qualitätsbegriffes den rein ſtofflichen Quantitätsbegriff ſetzte; welche den 
Wert der ſchöpferiſchen Perſönlichkeit verneinte und die Maſſe aufrief; 
welche die völkiſche und politiſche Lüge ſich zum Grundſatz machte, erblickt der 
Nationalſozialismus feinen Todfeind (wobei die Parteizugehörigkeit erſt in 
zweiter Linie eine Rolle ſpielt). Dieſe Weltanſchauung zu überwinden und 
ſie zu vernichten, ihre Hauptvertreter aber nach jeder Richtung hin unſchädlich 
zu machen, iſt mit das wichtigſte Ziel der N. S. D. A. P. Iſt dies erreicht, 
dann erſt find die Wege frei für ein Deut ſches Reich, für ein wirklich 
deutſches Vaterland. 

Es iſt jetzt klar. warum die neue Volksbewegung den Namen National- 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei führt. 

National, nationaliſtiſch iſt ſie mit der ganzen Inbrunſt eines neuen 
Erlebens uralten, nur verſchütteten Weſens; ſozialiſtiſch in der Erkenntnis, 
daß der Miterſchaffer, Miterbauer eines Staates nicht, beſtenfalls, ein ſoziales 
Almoſen (wie es ſeitens des liberalen Staates geſchah) zugeworfen erhalten 
darf, ſondern daß der Staat als ſolcher die Pflicht hat, die Dberauffiht über 
alles das zu führen, was alle feine Angehörigen bedürfen. In der weiteren 
Erkenntnis, daß dies alles nicht verwirklicht werden kann, ehe nicht der Bazillus 
unſchädlich gemacht worden iſt, der unſer Blut und unſere Seele vergiftet: 
der Jude und der aus ihm geborene jüdiſche Geiſt mit ſeinen Anhängern aus 
dem deutſchen Lager, wurde der rückſichtsloſe Kampf gegen dieſe Verführer 
des deutſchen Volkes aufgenommen. Und das heißt zugleich: Kampf aller geiſtig 
und körperlich produktiv Arbeitenden gegen die Drohnen und Schmarotzer. Für 
den Nationalſozialismus gibt es weder „Proletarier“ noch „Bürger“ als zwei 
todfeindliche Klaſſen, ſondern nur noch Deutſche als Bluts⸗ und Schickſals⸗ 
genoſſen. Schaffende Deutſche. 

Die heutige Zeit großer Schickſalswenden hat eine neue Welt, Geſchichts⸗ 
und Staatsanſchauung gezeitigt, die zwar noch nicht in klare Form gefaßt, in 
ihrer Richtung jedoch bereits eindeutig feſtgelegt iſt. Wir erkennen Ge⸗ 
ſchichte nicht mehr an als „ewige Entwicklung der Menſchheit“, ſei es zu 
Humanität, ſei es zur Chriſtianiſierung aller Völker, ſei es zu einer irgendwie 
vorgeſtellten „Menſchheitskultur“, auch nicht als rohen Klaſſenkampf, ſondern 
als eine Auseinanderſetzung ſeeliſch - raſſiſcher Mächte mit ihrer Umwelt 
und anderen Raſſen. Im Auftreten und Vergehen der Raſſen waltet das letzte 
große uns erkennbare Naturgeſetz; ſeine Mißachtung ſchuf das Raſſenchaos, 
an dem die großen ariſchen Kulturen Indiens, Perſiens, Griechenlands und 
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Roms einft zugrunde gingen. Das Selbſtbewußtwerden europäiſchen Raſſen⸗ 
tums Deutſcher Verkörperung, das iſt innerſtes Erwachen unſerer Gegen⸗ 
wart, jene Kraft der Seele, die nichts anderes will als fi ſelbſt darſtellen 
im feſten Glauben, auf dieſe Weiſe das Wertvollſte zu ſchaffen, deſſen ſie 
fähig iſt. Nach jahrhundertlanger Verleugnung der ewigen Natur gliedert ſich 
die völkiſche, die nationalſozialiſtiſche Bewegung wieder bewußt ein in die 
Geſetzmäßigkeit des ewigen Lebensprozeſſes. Dieſes Bewußtſein gibt ihr die 
Kraft und den Glauben. 

Partei nennt ſich die Bewegung aus der nüchternen Erkenntnis heraus, 
daß ein ſolcher angeſagter Machtkampf gegen eine ganze Welt nicht durch über 
parteiliche, alles verſöhnende Verbände geführt werden kann, ſondern nur durch 
Zuſammenfaſſung ganz klar eingeſtellter Kampfperſönlichkeiten und Energien. 
Die Zahl ſolcher iſt zunächſt gering und ſoll auch nie die Mehrheit des Volkes 
ausmachen, wie denn auch nie in der Weltgeſchichte Völkerſchickſale durch 
Mehrheiten, ſondern nur durch zielbewußte Minderheiten entſchieden wurden. 
Und da iſt jede Organiſation, ob ſie ſich nun Bund, Zirkel, Verein oder 
ſonſtwie nennt, immer Partei. Ja, mag fie ſich noch fo „überparteilich“ 
gebärden und das „Volksganze“ vertreten wollen; da es heute noch Millionen 
gibt, die dies „Volksganze“ nicht wünſchen, ſo iſt die Partei als ſolche 
auch dann gegeben. Es handelt ſich hier wie überall um den Glauben. Der 
Nationalſozialismus bekennt ſich offen als zahlenmäßig vielleicht nie eine 
Mehrheit bildende Kampfpartei, aber er tut das in dem felſenfeſten 
Glauben, daß er eine Volksbewegung verkörpert, die das Schidfal 
Deutſchlands einmal entſcheiden und darüber hinaus auch andern Völkern dit 
neuen Wege der Zukunft weiſen wird. Augenblicklich aber heißt es Kampf, 
und Kampf bedeutet immer Menſch wider Menſch, Partei wider Partei. 

Aus allen dieſen Erkenntniſſen heraus heißt die Freiheitserhebung des 
deutſchen Volkes: 


Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei! 


Ein Krebsſchaden aller bisherigen Parteibildungen liegt u. a. in der Tat- 
ſache, daß ſie nicht mehr Mittel zur Durchführung von dem Volke dienender 
Beſtrebungen, ſondern ſchon Selbſtzweck geworden find. Scharen von 
am Beſtande der parlamentariſchen Parteien Intereſſierter tragen keinerlei 
wirkliches Verlangen an der Durchführung geſunder Gedanken, da ſie von 
der Unzufriedenheit leben. Sie dürfen alſo keine Programmerfüllung lebens⸗ 
ſtärkender Ideen anſtreben, da dieſes ihr Ende bedeuten würde. So wurde denn 
auch aus dieſem Grunde die Unzufriedenheit der Maſſen immer von neuem 
geſchürt und immer neue Forderungen wurden aufgeſtellt, deren Unerfüllbarkeit 
den Fordernden ſelbſt ganz genau bekannt war. Die Parteien waren nicht 


10 


mehr dienende Organe im Volksorganismus, ſondern zu felbftändigen Staaten 
im Staate geworden. 

Die Rettung Deutſchlands liegt in der Zertrümmerung des demokratiſch⸗ 
marxiſtiſch⸗plutokratiſchen Götzen. Das iſt das Ziel der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung und ihr Beſtreben, die Urſachen, die zu der Herrſchaft des jüdiſch⸗ 
mammoniſtiſchen Geiſtes führten, zu befeitigen und dem ganzen Volke eine 
neue Richtung zu geben. Nicht ſo ſehr neue Gedanken ſind nötig, 
als neues Denken überhaupt. ft dies gelungen, hat die völkiſche Staats- 
auffaſſung und Weltanſchauung geſiegt, dann hat auch die Nationalſozialiſtiſche 
Deutſche Arbeiterpartei ihre Sendung erfüllt und kann vom Schauplatz ab⸗ 
treten. Das was heute Kampfruf iſt gegen alle Mächte der Zeit, wird 
dann die Grundlage für alle neuen Gebilde des ewig pulſierenden Lebens 
werden. Dieſe kann und will der Nationalſozialismus nicht vorausbeſtimmen, 
da auch nicht abzuſehen if, wann und unter welchen innen- und außenpoli- 
tiſchen Bedingungen das kommende Großdeutſchland eine Tatſache geworden 
ſein wird. Grundſätzlich aber kämpft er für die Durchführung von 25 Theſen 
und verwirft die Unſterblicherklärung einer politiſchen Partei als ſolcher. 

Deshalb ſteht am Anfang des Programms die Erklärung: 

„Das Programm der Deutſchen Arbeiterpartei iſt ein Zeitprogramm. 
Die Führer lehnen es ab, nach Erreichung der im Programm aufgeſtellten 
Ziele neue aufzuſtellen, nur zu dem Zweck, um durch künſtlich geſteigerte Unzu⸗ 
friedenheit der Maſſen das Fortbeſtehen der Partei zu ermöglichen.“ 


1. 


irkten ſelbſtverſtändlich auch in weit entfernten Zeiten der Geſchichte 

Europas raſſiſch- nationale Energien, fo war es doch für eine jahr⸗ 
hundertelange Epoche die bezeichnendſte Tatſache, daß dieſer völkiſche, mehr oder 
weniger ſcharfe Inſtinkt in den Dienſt einer internationalen religiöfen Idee 
geſtellt wurde, der gegenüber das nationale Weſen zurückzutreten hatte. Der 
religiöſe Kampf war eine lange Zeit hindurch die Loſung, mögen ſich auch noch 
ſo oft hinter ihr andere Triebe verſteckt gehalten haben. Die geſchichtliche Ent. 
wicklung der letzten Jahrhunderte ift nun in erſter Linie dadurch gekennzeichnet, 
daß das nationale Element immer bewußter vor das konfeſſionelle geſtellt 
wurde und daß dies die Bildung der europäiſchen Nationalſtaaten zur Folge 
batte. Das Volkstum rein als ſolches wuchs im Bewußtſein von Millionen 
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zu einem Wert an ſich heran, was die Forderung ergab, dieſem Werte — und 
ſollte er auch nur von einer geringen Anzahl Menſchen vorgeſtellt werden — 
eine eigene Würde und Selbſtbeſtimmung zuzuerkennen. 

Die politiſchen Mächte, denen Deutſchland in erſter Linie ſein heutiges 
Unglück verdankt, hatten dieſe geiſtige Einſtellung zahlloſer ſonſt ſo verſchiedener 
Menſchen ſehr wohl erkannt und, skrupellos zwar, aber zielbewußt, in ihre 
Programme den „Kampf für die unterdrückten Völker“ miteinbezogen. Gleich 
dieſen in den Demokratien des Weſtens herrſchenden Kräften hatten auch ihre 
ſcheinbaren Todfeinde, die marxiſtiſchen Parteien, die Forderung des „Selbft- 
beſtimmungsrechts der Völker“ aufgeſtellt. 

Das deutſche Volk hat an dieſe Verſprechungen geglaubt und wurde in 
brutalſter Weiſe ſeines Selbſtbeſtimmungsrechts beraubt. Es hatte nicht ein⸗ 
ſehen wollen, daß dieſe ſcheinbar ſo dem Sehnen aller entſprechenden Forde⸗ 
rungen in dieſem Falle eine Lüge ſein mußten, weil die Worte aus dem 
Weſten Prägungen der Organe des internationalen Kapitalismus 
waren, vertreten durch die alle Staaten beherrſchenden Banken und Börſen 
ſamt den von ihnen abhängigen Parlamenten, Regierungen und der Preſſe. 
In Moskau aber regierten ſpäter Apoſtel der Weltrevolution, deren Ziel es 
war, al le Völker unter die Herrſchaft einer einzigen Idee — der kapitaliſtiſch⸗ 
kommuniſtiſchen — zu zwingen. Deshalb war das Wort vom „Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht der Völker“ nur ein willkommenes Mittel, den Gegner innerlich 
zu zerſetzen, um ihn dann in den Dienſt einer ihm todfeindlichen Idee zu ſtellen. 

Dieſer Weltbetrug am deutſchen Volke — und nicht nur am deutſchen — 
kam alſo durch Verfälſchung einer Weltanſchauung zuſtande, wie ſie mehr oder 
weniger deutlich im Herzen aller Europäer lebendig war. Gegen dieſen, allem 
andern Unheil zugrunde liegenden Betrug richtet ſich in erſter Linie das Pro- 
gramm der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei. 

Denn aus dem Raſſegedanken heraus iſt erſt der Gedanke des echten 
Volksſtaates Wirklichkeit geworden. Er iſt heute der letzte Maßſtab unſeres 
geſamten irdiſchen Handelns. — Die Zweiheit alles Menſchlichen äußerte ſich 
in früheren Zeiten unter den Schlachtrufen Chriſtentum — Heidentum, Katho⸗ 
lizismus — Proteſtantismus, Monarchie — Republik. Heute heißt fie Völkiſch — 
International. Dieſe Entſcheidung liegt auch der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung zugrunde und bildet den Ausgangspunkt aller Programmpunkte und 
politiſchen Maßnahmen. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung erkennt und fordert, daß gleiches Blut 
und gleiche Sprache und gleiche Kulturüberlieferungen auch einen Staat 
bilden müſſen. Und wenn ſich im Bilden ſolcher Staaten Streitigkeiten mit 
Nachbarvölkern ergeben ſollten, fo wiſſen jedenfalls beide Teile, daß fie für 
ihre völkiſchen Notwendigkeiten kämpfen und ſich nicht im Intereſſe einer 
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internationalen Idee (fei es einer demokratiſchen oder kommuniſtiſch⸗internatio⸗ 
nalen) oder dunkler Börſenherren, d. h. zum beſten Dritter, gegenſeitig die 
Köpfe einſchlagen. 

Aus dieſen Erkenntniſſen heraus lautet der erſte Punkt des Programms: 
„Wir fordern den Zuſammenſchluß aller Deutſchen auf Grund des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes der Völker zu einem Großdeutſchland.“ 


2. 


Di. Folge der Zerſetzungsarbeit der äußeren und inneren Feinde Deutſch⸗ 
lands neben ihren bewußten und unbewußten Helfern und Helfershelfern 
war der Zuſammenbruch des Deutſchen Reiches. Er wäre aber, trotz allem, 
nicht möglich geweſen, wenn das deutſche Volk bewußter darüber gewacht hätte, 
daß ſeine Lebensnotwendigkeiten als alleiniges Maß und Richtſchnur zu gelten 
hätten und nicht demokratiſche, marxiſtiſche, fälſchlich „chriſtlich“ benannte, oder 
„humanitäre“ Zwangsglaubensſätze. Die Staatsregierung, deren Pflicht es 
geweſen wäre, dies rückſichtslos zu tun, hat dieſe Pflicht nicht erfüllt. Ihre 
Beſeitigung durch die erfolgende Revolution war die verdiente Folge ihrer 
Pflichtvergeſſenheit gegenüber dem deutſchen Volke. 

An ihre Stelle aber trat nicht eine Regierung, welche die Unterlaſſungen 
der früheren gutzumachen gewillt war, ſondern eine, die zwar aus „Arbeiter⸗ 
führern“ beſtand, aber welche die Intereſſen der deutſchen Arbeiterſchaft und 
des geſamten deutſchen Volkes ohne jeden ernſten Widerſtand den vom inter⸗ 
nationalen Bankkapital beherrſchten und von ihm mißleiteten — da durch 
materialiſtiſche Einſtellung ebenfalls an die jüdiſche Hochfinanz gebundenen — 
Nationalismus vorwärtsgepeitſchten Staaten des Weſtens überlieferten. Anſtatt 
für die Befreiung zu kämpfen, wurde die Unterwerfung des deut⸗ 
ſchen Volkes vollzogen. 

Die weitere Folge waren 1919 die „Friedens“ verträge von Verſailles 
und St. Germain, gefolgt 1924 von dem Dawes⸗Diktat. 

Dieſe Schandurkunden wurzeln in der Lüge von der Schuld Deutſch⸗ 
lands am Weltkriege und bezwecken die politiſche Zerſtörung des Deutſchen 
Reiches, die wirtſchaftliche Abhängigkeit des deutſchen Volkes vom Aus⸗ 
lande, ſeine Entſittlichung, letzten Endes die Vernichtung aller ſeiner Lebens⸗ 
möglichkeiten. Die Verräter vom 9. November 1918 verdankten ihre Er⸗ 
folge einer lügneriſchen Tätigkeit, welche darauf hinauslief, die deutſche 
Reichsregierung der Schuld am Weltkriege zu bezichtigen, fie als das einzige 
Hindernis für einen gerechten Frieden hinzuſtellen und ihre Beſeitigung als 
die Vorausſetzung einer wirklichen Völkerverſtändigung zu fordern. Der 
Glaube, für eine gerechte Sache zu kämpfen, wurde dem deutſchen, in ſchwerſter 
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Not lebenden Volke weiter dadurch zu unterhöhlen verſucht, daß man ihm 
tagaus tagein verſicherte, der Ausgang des Krieges ſei für die ſchaffenden 
Stände ganz gleichgültig; wenn eine Kriegsentſchädigung zu zahlen ſei, fo 
würde das durch die Revolution ſiegreiche Volk den Großkapitalismus zur 
Zahlung dieſer Entſchädigung zwingen. Im übrigen bürge die Solidarität 
des internationalen Proletariats für die Verteidigung der Lebensrechte der 
ſchaffenden Stände Deutſchlands. 

Alle dieſe Behauptungen haben ſich als Unwahrheiten, Betrug und ſcham⸗ 
loſe Lügen erwieſen. Die Unſchuld Deutſchlands am Weltkriege iſt heute 
urkundlich nach jeder Richtung hin erhärtet. Die Beſeitigung der ehemaligen 
Regierung in der ſchwerſten Schickſalsſtunde und die Errichtung der „Demo 
kratie“ haben den niederträchtigſten „Friedens“ vertrag zur Folge gehabt, welchen 
die Welt je geſehen hat und der die Sklaverei unſerer ganzen Nation zeitigte. 
Zu zahlen haben nicht die Großkapitaliſten — die herrſchen in der „Demo⸗ 
kratie“, und zwar mit Hilfe der „Arbeiterführer“ und Apoſtel des November⸗ 
umſturzes mehr als jemals zuvor — ſondern gerade die ſchaffenden Stände. 
Das Verſprechen der Solidarität des Proletariats hat ſich als infame Lüge 
erwieſen: die franzöſiſchen Vertreter des Proletariats erklärten das Verſailler 
Schandſtück als noch — zu milde! Sie billigten auch den Einmarſch Frankreichs 
ins Ruhrgebiet im Januar 1923 und ſeine fortdauernde Aufrüſtungspolitik. 

Die ſeit dem 9. November 1918 durch Lüge und Verrat an den Inter⸗ 
eſſen des deutſchen Volkes zum maßgebenden Einfluß gelangten Männer durften 
aus eigenem Intereſſe heraus dieſen Betrug nicht enthüllen, beſtenfalls ihren 
Irrtum eingeſtehen. So kommt es, daß das deutſche Volk darüber im unklaren 
gelaſſen wurde, daß es keinerlei Schuld trägt am Verbrechen, welches mit dem 
28. Juni 1914 zu Sarajevo ſeinen Anfang nahm; daß die Laſten des am 
28. () Juni 1919 unterſchriebenen „Friedens“ vertrages fo ungeheuer find, 
daß die Erfüllung der im ſchamloſen Dawes⸗Abkommen niedergelegten Aus⸗ 
beutungspläne vollkommen ausgeſchloſſen iſt, und Deutſchland nach jahrzehnte⸗ 
langer Fron noch mehr abzuzahlen hätte (dank den „zugut geſchriebenen“ uner⸗ 
füllbaren Erpreſſungen) als am Anfang der Sklaverei. 

Die Nationalſozialiſten verwerfen die beliebte Phraſe von der „Re vi⸗ 
ſion des Verſailler Friedens“, denn eine ſolche Reviſion würde vielleicht 
eine oder die andere zahlenmäßige Verminderung der ſog. „Verpflichtungen“ 
bringen, das geſamte deutſche Volk aber würde nach wie vor der Sklave der 
anderen Völker bleiben. Alle Forderungen nach „Hebung der Produktion“, 
„Wiederaufbau der Wirtſchaft“, „Aufhebung des Achtſtundentages“ bedeuten 
unter dieſen Umſtänden weiter nichts als eine immer gründlichere Auslieferung 
des deutſchen Nationalvermögens an die Feinde, eine immer größere Ver⸗ 
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geudung deutſcher Arbeitskraft, eine immer tiefere ſeeliſche Knechtung und 
ſittliche Verlumpung. 

Anderſeits aber iſt die Forderung der marxiſtiſchen Führer nach dem 
Achtſtundentag zugleich aber die von ihnen geſtützte Weiterführung der außen⸗ 
politiſchen Erfüllungs-, d. h. Verelendungspolitik, ein ſchamloſer Betrug am 
ſchaffenden Volke, da durch dieſe „Außenpolitik“ Deutſchland ſich ſeiner poli⸗ 
tiſchen, Finanz. und Verkehrshoheit bereits begeben hat. Der Kampf des deut⸗ 
ſchen Volkes gilt alſo zugleich der kapitaliſtiſchen und politiſchen Ausbeutung 
durch die äußeren Feinde und inneren Verräter, um einſt ſeine Selbſtbeſtimmung 
wieder zu erlangen. 

Aus dieſer Erkenntnis heraus lautet der zweite Punkt des Programms: 

„Wir fordern die Gleichberechtigung des deutſchen Volkes gegenüber 
den anderen Nationen, Aufhebung der Friedensverträge von Verſailles und 
St. Germain.“ 


3. 


De deutſche Volk vermehrte ſich vor dem Kriege jährlich um nahezu 
900 000 Menſchen. Sie alle forderten Arbeit, Ernährung. Die Folge 
war einerſeits eine immer weiter fortſchreitende, aber Arbeitsmöglichkeit ſchaf⸗ 
fende Induſtrialiſſerung und, da auch dieſer Grenzen geſetzt waren, ander⸗ 
ſeits Auswanderung. Dank den Widerſtänden derſelben Parteien, die am 
9. November 1918 offen die Geſchäfte der Regierung in die Hand nahmen, 
wurde ſeit Jahrzehnten eine planmäßige deutſche Kolonialpolitik hintertrieben, 
die es ermöglicht hätte, den Strom deutſcher Auswanderer zielbewußt zu leiten 
und ſomit deutſches Blut dem deutſchen Volke zu erhalten. Die notwendige 
Folge dieſer vom Freiſinn, Marxismus und vom Zentrum verfolgten deutſch⸗ 
feindlichen Politik war die Ueberinduſtrialiſierung Deutſchlands und die Stär- 
kung Amerikas durch lebensſtarke deutſche Elemente, die ſchließlich unter dem 
Sternenbanner gegen ihre Volksgenoſſen in den Krieg ziehen mußten. Bedenkt 
man, daß in den Vereinigten Staaten etwa 12 Millionen Deutſchſtämmige 
leben, ſo läßt ſich das angerichtete Unheil leicht ermeſſen. Die Männer, welche 
ſich auf allen Gaſſen als Vertreter des darbenden Volkes anprieſen, haben 
dieſes Volk ſchon vor dem Kriege jahrelang betrogen, indem ſie auch in der 
außereuropäiſchen Kolonialpolitik nicht deutſche Intereſſen vertraten und da⸗ 
durch gerade den ſchaffenden Ständen in Deutſchland das Leben immer 
ſchwerer machten. 

Nun hätten ſie aber doch Gegner einer kolonialen Weltpolitik ſein und 
für deutſche Notwendigkeiten kämpfen können, indem ſie wenigſtens auf dem 
europäiſchen Feſtlande das Deutſche kraftvoll vertreten hätten. Aber auch hier 
wurden Dänen, Polen uſw. geſchützt und jeder Verſuch einer großzügigen Oſt⸗ 
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ſiedlung ſtieß auf die ſchärfſte Ablehnung feitens des „humanitären“ Freiſinns, 
des „arbeiterfreundlichen“ Marxismus und des ſog. „chriſtlichen“ Zentrums, 
welches konfeſſionelle Intereſſen vor nationale ſtellte und ſtets energiſch für die 
polniſchen „Glaubensbrüder“ eintrat. Auf die Konſervativen fällt bei Betrach- 
tung dieſer Frage die ſchwere Schuld, das billigere polniſche Arbeitermaterial 
dem deutſchen Volksgenoſſen vorgezogen zu haben, was gleichfalls ein Hindernis 
zur Beſiedlung des in feinen Hauptzentren der deutſchen Kultur gewonnenen 
Oſtens war. eee e N 4 

Auf der damaligen Reichsregierung bleibt der Vorwurf haften, dies alles 
geduldet zu haben. Eine ſchwere Schuld, welche das deutſche Volk heute eben⸗ 
falls zu büßen hat. 

Aus dieſen Ueberlegungen heraus kann es für eine Bewegung, die nichts 
als das Wohl des geſamten Volkes zum Ziel hat, nie und nimmer einen 
Verzicht auf Anſiedlungsländer geben. Es widerſpricht jeglicher natürlichen 
Ordnung, daß J6 Millionen Franzoſen über ein größeres Land verfügen als 
63 Millionen Deutſche; daß auf einen Ruſſen 20mal mehr Grund und Boden 
kommt als auf einen Deutſchen. Dieſes naturwidrige Verhältnis muß ent⸗ 
weder zur vollkommenen Verkrüppelung des deutſchen Volkes führen, oder es 
wird in einer Weiſe ein Ende nehmen, wie ſich die Dinge in der Geſchichte 
noch immer zugetragen haben: durch einen völkiſchen Machtkampf. Es gibt auch 
hier nur Durchſetzung unſerer Lebensnotwendigkeiten oder Untergang. 

Dabei iſt es unter gegenwärtigen Umſtänden nicht möglich, die betreffen⸗ 
den europäiſchen oder außereuropäiſchen Gebiete, die für Koloniſation in Be⸗ 
tracht kommen müßten, näher zu bezeichnen (nur ſoviel kann geſagt werden, 
daß deutſche Außenpolitik ſich zunächſt auf Vereinigung aller geſchloſſen lebenden 
Deutſchen in Europa zu einem Staat und Raumſicherung im heute polniſch⸗ 
tſchechiſchen Oſten als wichtigſtes Ziel ſetzen muß). Die weltpolitiſchen Mög⸗ 
lichkeiten von heute können ſich in einiger Zeit ändern. Aus ihnen wird ſich 
dann die jeweilige Führung der auswärtigen Politik Deutſchlands zu ergeben 
haben. Die Hauptſache bleibt, den notwendigen Willen für die dritte grund⸗ 
ſätzliche Forderung mie einſchlafen zu laſſen: 

„Wir fordern Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung unſeres Volkes 
und Anſiedelung unſeres Bevölkerungsüberſchuſſes.“ 


4. 
(ei unerläßliche Unterſcheidung muß einmal im deutſchen Volksbewußtſein 
Platz greifen: Das Staatsbürgerrecht darf nicht etwas darſtellen, was 
jeder als Geſchenk mit in die Wiege erhält, ſondern hat als ein zu erwer⸗ 
bendes Gut angeſehen zu werden. So iſt zwar jeder Deutſche Staats. 
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zugehöriger, die Rechte des Staats bürgers darf er aber nur 
erhalten, wenn er ſeine Erziehungsanſtalt, ſeine Garniſon verlaſſen oder die 
dem Staate zu leiſtende Arbeitsdienſtpflicht als 20 — 22 jähriger Menſch mit 
ehrenhafter Führung beendigt hat. Das zu erringende Recht auf den Staats- 
bürger muß für jeden Deutſchen einmal ein Anſporn zum Streben nach ganzem 
Menſchentum und Leiſtung im Dienſte des Volkes werden. Dies ſtets wach 
erhaltene Bewußtſein wird ihn auch ganz anders für ein erworbenes Gut ein- 
treten laſſen, als es beim vergangenen Zuſtand war und heute mehr als je 
der Fall iſt. 

Die herrſchende Auffaſſung vom Staatsbürgertum kennt den Begriff der 
Raſſe überhaupt nicht. Für fie ift Deutſcher, der einen deutſchen Paß beſitzt, 
Tscheche der, welcher einen tſchechiſchen Perſonalausweis vorzeigt, obwohl ihm viel ⸗ 
leicht kein Tropfen tſchechiſchen Blutes in den Adern fließt. Demgemäß ſtand 
der Aufnahme auch der Juden oder einer andern dem Europäertum fremden 
Raſſe grundſätzlich nichts im Wege. Es galt nur „der Menſch“. 

Dieſe liberal⸗demokratiſche Staatsauffaſſung iſt eine unmittelbare Folge 
der „Philoſophie des 18. Jahrhunderts“, wie fie unter engliſchen Einflüſſen, 
weutſchen Humanitätsgedanken und franzöſiſchen Schlagwortprägungen ihren 
Einzug im 19. Jahrhundert hielt und deren politiſche Auswirkung der demo⸗ 
kratiſch⸗parlamentariſche Unſtaat darſtellt. 

Dieſe Entwicklung nahm ihren erſten nachweisbaren Anfang in den Frei⸗ 
maurerlogen am Anfang des 18. Jahrhunderts. Auch die phraſenhafte Dreiheit 
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“, ſchön klingend, in ſich aber widerſpruchs⸗ 
voll, iſt in den Pariſer Logenkreiſen um 1740 entſtanden. Dieſe Worte waren 
denn auch die Gleichniſſe der ſogenannten großen franzöſiſchen Revolution, in der 
man ganz zu unrecht die Geburt des echten Nationalgedankens ſieht. Vielmehr 
bedeutete, weltgeſchichtlich betrachtet, dieſe Revolution die Anbetung der 
Phrase, die Heiligſprechung des rohen Mehrheitsbegriffes als Herrſchafts- 
anrecht, die Gründung des tauſendköpfigen, unfähigen, volkszerſetzenden und dabei 
unverantwortlichen Parlamentarismus in Europa. Der echte Nationalſtaats⸗ 
gedanke ift erſt durch den Nationalſozialismus mit aller Klarheit und Folge⸗ 
richtigkeit verkündet worden. 

Nicht umſonſt gilt der Judenheit die franzöſiſche Revolution als ein be- 
ſonderer Markſtein in der Geſchichte ihrer „Befreiung“. Durch die dieſer Be⸗ 
wegung zugrunde liegende uferloſe „Menſchheitsidee“ wurde die Entfeſſelung der 
allem Europäertum fremden und feindlichen jüdiſchen Gegenraſſe vollzogen. 

Gemäß ihrer ſeit über 3000 Jahren unveränderlich wirkenden Triebe zum 
Zwiſchenhandel, zum Geldleihgeſchäft, zum jeder Hemmung baren Ausbeuter⸗ 
und Wuchertum trat das jüdiſche Weſen im 19. Jahrhundert genau ebenſo in 
die Erſcheinung wie in früheren Zeiten. Das organiſche Leben aller Völker 
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Europas wurde immer wieder geſtört durch internationale Finanzoperationen, 
internationale Monopolbildungen, planmäßig international durchgeführte be⸗ 
trügeriſche Börſenmanöver, verbunden mit der Organifierung von Streiks, Auf- 
ſtänden, politiſchen Verſchwörungen uſw. Man hatte das ſchmarotzer hafte vor⸗ 
deraſiatiſche Volk nicht ungeſtraft in den Kreis der europäiſchen Völkerfamilie 
aufgenommen. 


Das alles war die Folge einer uns allen ſchädlichen Staatsauffaſſung. 


Der Nationalſozialismus fieht auch in der Art des Staatsaufbaus und 
der Staatsleitung einen Ausfluß eines beſtimmten völkiſchen Charakters. Läßt 
man eine ganz fremde Raſſe — folglich andere Triebe — daran teilnehmen, 
ſo wird die Reinheit des organiſchen Ausdrucks verfälſcht und das volkliche Da⸗ 
ſein verkrüppelt werden. Die Geſchichte des letzten Jahrhunderts mit ſeinem von 
der jüdiſchen Hochfinanz zerſetzten Parlamentarismus iſt ein trauriges Beiſpiel 
dafür. Die Geſchichte Deutſchlands der letzten Jahrzehnte, namentlich aber ſeine 
Geſchichte ſeit 1918, iſt in dieſer Beziehung noch erſchütternder. 

Dieſer ganzen Staatsauffaſſung ſetzt der Nationalſozialismus eine grund- 
ſätzlich andere gegenüber. Er erkennt, daß die einzelnen Stämme des deutſchen 
Sprachgebiets zwar verſchiedenen, aber unter ſich nahverwandten Raſſen ange⸗ 
hören, daß manche Vermiſchungen unter dieſen Stammesgenoſſen neue lebens, 
kräftige Bildungen, u. a. den vielgeſtaltigen und doch einen deut ſchen 
Menſchen, hervorgebracht haben, daß aber eine Vermiſchung mit der, ihrem 
ganzen geiſtigen und körperlichen Bau nach grundverſchiedenen und feindlichen 
jüdiſchen Gegenraſſe mit ähnlichen vorderaſiatiſchen Ausſtrahlungen nur Baſtar⸗ 
dierung zur Folge gehabt hat. 

Deshalb fordert der Nationalſozialismus als grundſätzlichen vierten Punkt: 

„Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe iſt. Volksgenoſſe kann 


nur ſein, wer deutſchen Blutes iſt ohne Rückſichtnahme auf Konfeſſion. Kein 
Jude kann daher Volksgenoſſe ſein.“ 


9; 


A“ dieſem Grundſatz ergibt ſich natürlicherweiſe die Auffaſſung, daß der 
Jude — ſoweit er ſich überhaupt in Deutſchland aufhalten darf — als 
Saft anzuſehen und demgemäß unter Fremdengeſetz zu ſtellen iſt gleich den An- 
gehörigen fremder Staaten, Völker und Raſſen. Deshalb lautet der fünfte 
Punkt: 

„Wer nicht Staatsbürger iſt, ſoll nur als Gaſt in Deutſchland leben 
können und muß unter Fremden⸗Geſetzgebung ſtehen.“ 
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6. 

D heutige perſönlichkeitsloſe Parlamentarismus hat zur Entſittlichung 

unſerer ganzen öffentlichen Meinung geführt, und forderte geradezu nicht 
die Ausleſe der Beſten, ſondern diejenige der Skrupelloſeſten heraus. Dieſe 
Streber und Ehrgeizlinge find in allen demokratiſch⸗parlamentariſchen Staaten 
der Typus des modernen Politikers geworden und haben ſich überall in gleicher 
Weiſe als fügſame Werkzeuge der Hochfinanz und des internationalen Groß⸗ 
handels, in letzter Zeit auch der Induſtrie erwieſen, welche, um ſich wehren zu 
können, in zwölfter Stunde auch zu dem Mittel der Organiſation politiſcher 
Parteien griff, um rein private Intereſſen machtpolitiſch zu unterſtützen. 

Die Geſchichte der Parlamentsparteien hat die enge Verkettung all dieſes 
charakterloſen Strebertums und der kurzſichtigen Mittelmäßigkeit mit brutaler 
Augenſcheinlichkeit namentlich dann erwieſen, wenn ein neuer Klüngel ans 
Staatsruder gelangte. Syſtematiſch in dem Geiſte erzogen, Teil., Partei- 
und perſönliche Intereſſen über das allgemeine Volks⸗ und Staatswohl zu 
ſetzen, erfolgten Ernennungen und Entlaſſungen auf Grund dieſer dadurch be⸗ 
gründeten Sympathien bzw. Antipathien. 

Aus dieſen Geſichtspunkten heraus fordert der Nationalſozialismus 
ſechſtens: 

„Das Recht, über Führung und Geſetze des Staates zu beſtimmen, darf 
nur dem Staatsbürger zuſtehen. Daher fordern wir, daß jedes öffentliche Amt, 
gleichgültig welcher Art, gleich ob im Reich, Land oder Gemeinde nur durch 
Staatsbürger bekleidet werden darf. 

Wir bekämpfen die korrumpierende Parlamentswirtſchaft einer Stellen 
beſetzung nur nach Parteigeſichtspunkten ohne Rückſicht auf Charakter und 
Fähigkeiten.“ 


TB: 


Tee der immer mehr anwachſenden Bevölkerungszahl hat die vorrevolu⸗ 
tionäre Reichsregierung es nicht für nötig erachtet, gegen den immer 
ſtärker werdenden Strom öſtlicher Einwanderer wirkſame Mittel zu ergreifen. 
Unaufhaltſam zogen Oſtjuden aus Polen in die deutſchen Großſtädte und be⸗ 
trieben in Banken, auf Börſen, im Zwiſchenhandel eine das deutſche Volk fchä- 
digende Tätigkeit. Andere wirkten auf der Bühne und in der Preſſe in einer 
unſere Raſſe zerſetzenden Weiſe, deren Folgen heute offen zutage liegen. Neben⸗ 
her ging ein Einwandererſtrom polniſcher Land⸗ und Induſtriearbeiter in Oft- 
und Weſtpreußen ſowohl als auch in den Bergwerken im Weſten des Reiches, 
wo ganze Polendörfer entſtanden, ohne daß die Regierung dieſem Unterbieten 
der Arbeitsleiſtung des deutſchen Arbeiters entgegengetreten wäre. 
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Dies hat ſich während des Krieges nicht geändert, nach der Revolte vom 
9. November 1918 aber hat die Zuwanderung aller möglichen Elemente in 
einem geradezu verheerenden Maße zugenommen. Hingegen fanden die ihres 
Deutſchtums wegen verfolgten Volksgenoſſen aus Afrika, Amerika, Rußland 
uſw. lange nicht die Aufmerkſamkeit ſeitens der Behörden, wie die einwandern. 
den Oſtjuden, welche von den novemberrepublikaniſchen Regierungen wie ein 
Augapfel behandelt wurden. 

Der Nationalſozialismus betrachtet als eine der wichtigſten Aufgaben 
einer deutſchen Reichsregierung weniger den Schutz einer Staats form 
an ſich und einzelner parlamentariſcher politiſch bankrott gewordener Miniſter, als 
die Gewährleiſtung eines Volks ſchutzes. Inwieweit Ausländer in Deutſch⸗ 
land zu dulden ſind, iſt nur aus deutſchen Lebensnotwendigkeiten heraus 
zu beſtimmen. Deshalb lauten die beiden folgenden Programmpunkte: 

„Wir fordern, daß ſich der Staat verpflichtet, in erſter Linie für die Er⸗ 
werbs⸗ und Lebensmöglichkeit der Staatsbürger zu ſorgen. Wenn es nicht 
möglich iſt, die Geſamtbevölkerung des Staates zu ernähren, ſo ſind die Ange⸗ 
hörigen fremder Nationen (Nicht⸗ Staatsbürger) aus dem Reiche auszuweiſen. 

Jede weitere Einwanderung Nicht⸗Deutſcher iſt zu verhindern. Wir 
fordern, daß alle Nichtdeutſchen, die ſeit 2. Auguſt 1914 in Deutſchland ein⸗ 
gewandert ſind, ſofort zum Verlaſſen des Reiches gezwungen werden.“ 


9; 


er ft durch die vorangegangenen Maßnahmen dem geſamten deutſchen Volk 
N die raſſiſch⸗völkiſche Sauberkeit und die Sicherung feiner Intereſſen ge- 
währleiſtet, dann erſt kann die Rede davon ſein, was man „Demokratie“ benennt. 

Das Merkwürdige und Bezeichnende an dem bisherigen Zuſtande deut⸗ 
ſcher Innenpolitik iſt die Tatſache, daß Parteien, die das Wort Demokratie 
ſtändig im Munde führten, es zum Feldgeſchrei des Novemberſturzes von 1918 
erhoben und welche von Gleichberechtigung der Juden und Enterbten in den 
rührendſten Tönen ſprachen, zu gleicher Zeit ganzen Gruppen der Bevölkerung 
den brutalſten Klaſſenkampf anſagten, ja ihn zum wichtigſten Punkt eines 
„Weltanſchauungs“programms machten. Genauer beſehen, war der Ruf nach 
„Demokratie“ damals und heute nichts anderes als die Erſetzung der Deutſchen 
in Politik, Wirtſchaft uſw. durch Juden. Der Marxismus war nicht der 
Todfeind des internationalen Händlerkapitals, wie er es — wenn er eine Ar⸗ 
beiter bewegung geweſen wäre — hätte ſein müſſen, ſondern verfocht, im 
Gegenteil, die raſſiſchen Intereſſen dieſer (jüdiſchen) Hochfinanz. Bis auf 
heute verfolgen denn auch Marxismus und großkapitaliſtiſche „Demokratie“ ein 
und dieſelbe Politik. So kam es, daß die Börſenpreſſe die „antikapitaliſtiſche“ 
Revolte von 1918 mit Jubelrufen begrüßte. Sie wußte warum! Der gewünſchte 
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Erfolg war die immer zielbewußter werdende Ausſchaltung der Vertreter der 
deutſchen Intereſſen, die immer ſchärfer durchgeführte Knebelung des volklichen 
Gedankens, die Errichtung von Staatsgerichtshöfen gegen die Vertreter des be⸗ 
wußten deutſchen Nationalwillens. So entpuppte ſich die „Demokratie“ als das, 
als was ſie von jeher gedacht geweſen war: Unter der Loſung der Gleichberechti⸗ 
gung aller Staatsbürger die Vorberechtigung des internationalen Bankkapitals 
und die Entrechtung der nationalen deutſchen Intelligenz herbeizuführen. 

Dieſem Betrug ſagt die N. S. D. A. P. den ſchärfſten Kampf an. Sie er⸗ 
klärt deshalb die Juden als ein fremdes Volk und als unfähig, Staatsbürger⸗ 
rechte in Deutſchland zu genießen. Sie erklärt aber ferner, daß es innerhalb des 
deutſchen Volkes, ungeachtet natürlicher Wirtſchafts⸗ und Weltanſchauungs⸗ 
kämpfe, keinen grundſätzlichen Klaſſenkampf geben darf, daß auch dem noch vor⸗ 
handenen Standesdünkel in allen Kreiſen entgegengetreten werden muß. Eine der 
grundſätzlichſten Forderungen zur Verſöhnung der Stände und Berufe lautet 
deshalb: 

„Alle Staatsbürger müſſen gleiche Rechte und Pflichten beſitzen.“ 


10. 


De deutſche Auffaſſung von Arbeit beſteht im Glauben, daß eine Tätigkeit 
nur dann ſo genannt werden darf, wenn ſie geiſtige oder ſtoffliche Werte 
ſchafft oder in einer Weiſe vermittelt, die der Geſamtheit zum Wohle gereicht; 
der Nationalſozialismus erblickt in der Auffaſſung vom Weſen der Arbeit einen 
bezeichnenden Weſenszug der Völker und erklärt den Kampf der heute üblichen 
Anſchauung, als ſei Arbeit nur ein Mittel zum Erwerb ſtofflicher Güter, eine 
nur materielle Tätigkeit, beſtenfalls eine Ausfüllung von Mußeſtunden. Dieſe 
heutige geiftige und feelifhe Einſtellung bedeutet eine Verfälſchung deutſchen 
Fühlens und wurde möglich durch die vorangegangene Vergiftung des ganzen 
öffentlichen Lebens mittels einer vom feindlichen Gelde ausgehaltenen Preſſe, 
durch den angeſichts der Ueberbevölkerung hervorgerufenen Konkurrenzkampf, der 
ſchlechte Inſtinkte an die Oberfläche rief; endlich durch die allgemeine Atmoſphäre 
des planmäßig großgezüchteten theoretiſchen und praktiſchen Materialismus der 
letzten Jahrzehnte. 

Der Kampf um die Seele des deutſchen Volkes ift mit in erſter Linie auch 
ein Kampf für die alte deutſche Auffaſſung vom Weſen und Wert der Arbeit. 
In der Erfüllung einer jedem Menſchen im Bereich ſeiner Veranlagung zugewie⸗ 
ſenen Pflicht ſehen die Mationalſozialiſten den höchſten Stolz und glauben, daß 
auch nur das Bewußtſein, feine Pflicht (feinen „Beruf“) auf feinem Platze er- 
füllt zu haben, jenes innere, wahre Glück zu verleihen imſtande iſt, das die 
ewige Jagd nach dem Mammon niemals geben kann. 


21 


Daraus ergibt ſich aber mit Notwendigkeit das Verwerfen der fogenannten 
höheren im Unterſchied zur ſogenannten niederen Arbeit. Noch heute glauben 
manche Schreiberjungen, dem Handwerker und Bauern überlegen zu ſein, wenn 
fie beſſere Briefe auflegen können. Andererſeits lebt noch in vielen Handwerker- 
kreiſen der Haß gegen die „Geiſtigen“. Haben wir zur alten deutſchen Auffaf- 
ſung zurückgefunden, ſo wird über dieſen Rangunterſchied nicht mehr geſtritten 
werden. Jeder wird die rechtſchaffene Arbeit des anderen als für das Beſtehen 
des Volksorganismus notwendig erkennen und deshalb auch achten lernen, wo⸗ 
bei eine größere Leiſtung natürlich als ſolche auch ſtärker zu feiern iſt. 
Hiermit wird ſich aber neu ein heute zerriſſenes Band um alle Volksgenoſſen 
ſchlingen und damit wieder etwas erſtehen, was begraben zu ſein ſchien: der 
Perſönlichkeitsbegriff. Das Volk wird ſeine großen Künſtler, 
Feldherren und Staatsmänner nicht mehr als ein ihm Entgegengeſetztes emp⸗ 
finden — als welches eine Lügenpreſſe ſie uns darſtellen möchte —, ſondern, 
umgekehrt, als den höchſten Ausdruck ſeines oft dunklen, noch unbeſtimmten 
Wollens. Die großen Erfinder und Denker wiederum — wenn auch über ein 
Volk hinausreichend — werden doch die Wurzeln ihrer Kraft nicht mehr 
in der „Menſchheit“, ſondern im Volkstum dankbar anerkennen. 


Den Beruf kann niemand einem Menſchen vorſchreiben, das Geſetz muß 
aber jedem Gemeinnützigen Bahn ſchaffen. Der Nationalſozialismus fordert 
deshalb: 2 

„Erſte Pflicht jedes Staatsbürgers muß fein, geiftig oder körperlich zu 
ſchaffen. Die Tätigkeit des einzelnen darf nicht gegen die Intereſſen der All⸗ 
gemeinheit verſtoßen, ſondern muß im Rahmen des Geſamten und zum Nutzen 
Aller erfolgen.“ “ 


II. 
Ka zehnte Forderung ſchließt eine andere in ſich: die Verhinderung des 
mühe⸗ und arbeitsloſen Einkommens. Heute find die Banken und Börſen 
nicht mehr rein wirtſchaftliche, dem Staate unbeteiligt gegenüberſtehende Privat- 
unternehmen, auch nicht Staatseinrichtungen, ſondern umgekehrt, die Staaten 
ſind Puppen in der Hand der Hochfinanz geworden. Unter deren Botmäßigkeit 
ſtehen heute die Parlamente aller Welt und alle marxiſtiſchen Strömungen. 


Das iſt die nackte Sachlage, die ſich vor allen Dingen auch darin äußert, 
daß ſowohl die unterlegenen wie die „Sieger“ ſtaaten heute mehr verſchuldet find 
als vor dem Kriege. Frankreich, England und Amerika, d. h. die betr. Völker, 
ſchulden ihren Bankiers heute fünf⸗ bis zehnmal mehr als früher. Sie haben 
Zinſen über Zinſen zu zahlen, ohne Ausſicht, je die ganze „Schuld“ tilgen zu 
können. 
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Daß ſich ganze Staaten in der Hand einiger hundert Bankiers befinden 
und daß ihre Völker ihnen tributpflichtig ſind, das nennt der Nationalſozialis⸗ 
mus Zinsknechtſchaft. 

Das Wirtſchaftskapital eines Landes läßt ſich in zwei grundſätzlich ver⸗ 
ſchiedene Kategorien ſcheiden: in das mit dem nationalen Boden unlösbar ver⸗ 
bundene ſchaffende Induſtriekapital und die Landwirtſchaft einerſeits und in 
das an keinen Boden gefeſſelte raffende Leihkapital. Während das erſtere beftim- 
mend und herrſchend im Wirtſchaftsleben ſtehen müßte, das zweite nur in 
dienender Stellung, liegen die Dinge heute ſo, daß gerade das Bank- und 
Börſengeld über die wirklich erzeugenden Kräfte faſt reſtlos beſtimmt und eine 
Verſchmelzung mit ihm eingeht, die nur ſcheinbar eine Vereinigung darſtellt, 
in Wirklichkeit die Unterwerfung des deutſchen Unternehmers, Erfinders, Arbeit⸗ 
nehmers unter das Diktat des an ſich unſchöpferiſchen Leihkapitals. Auch das iſt 
Zinsknechtſchaft. 

Dieſer ungeheuerliche Zuſtand iſt in erſter Linie die Folge der Anerken⸗ 
nung eines geradezu verbrecheriſchen Grundſatzes: daß nämlich der Staat 
als ſolcher zinspflichtige Anleihen bei Privat banken aufnimmt. In 
Kriegen, da Millionen und aber Millionen ihr Leben für ihr Volk einſetzen, 
wurde es noch als beſondere Freundlichkeit gewertet, wenn die Großbanken An⸗ 
leihen zeichneten und dabei Zinſen dafür erhielten, die der Staat nur dadurch 
zahlen konnte, daß er al le Bürger mit mittelbaren (indirekten) Steuern auf 
die wichtigſten Dinge des täglichen Lebensbedarfes belaſtete. Dieſe Kriegs⸗ 
anleihewirtſchaft war eine der größten Volksbetrügereien, die jemals angeſtellt 
wurden, ohne reſtlos durchſchaut zu werden. 

Als Hilfsmittel der wirtſchaftlichen Knechtung dient der Hochfinanz die 
Goldwährung. Durch Kriegsgewinne und Wucheranleihen beſitzen die 
Großbanken heute das Goldmonopol, ſind alſo in der Lage, die Währungen 
aller Völker, damit aber auch deren Wirtſchaft und Politik ſelbſtherrlich zu be⸗ 
einfluſſen. Hier gibt es nur zwei Wege der Befreiung. Brechung des Gold- 
monopols der Hochfinanz durch ſtaatliche Machtmittel oder Abſchaffung der Gold⸗ 
währung. Beides iſt nur nach einem langen, zähen Machtkampf einer ſtarken 
Volksbewegung möglich, die erkannt hat, daß die Zinsknechtſchaft auch eine 
Folge der Form der heutigen Goldwährung darſtellt. 

Ferner kommt hinzu, daß dieſer Feldzug gegen alle erzeugend Schaffen ⸗ 
den aller Völker von den Hebräern, die heute faſt ſämtliche Banken und Börſen 
leiten, mit größter Skrupelloſigkeit und mit Hilfe engſter internationaler 
Zuſammenarbeit unternommen worden iſt. Und da nun die jüdiſche Hochfinanz 
zu allem andern noch als politiſche Druckmittel Preſſe und Parlamente be⸗ 
herrſcht, fo iſt die Zinsherrſchaft einerſeits und die Zinsknechtſchaft andererſeits 
gleichzeitig ein völkiſches, politiſches und wirtſchaftliches Problem. 
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Der einzige, der ſich noch dem Weltbetruge bewußt widerſetzte — wenn 
leider auch nur theoretiſch — war der Mittelſtand. Seine heutige troſtloſe 
Lage ift die unmittelbare Folge der fremden Zinsherrſchaft und der kultur. 
zerſtörenden marxiſtiſchen Revolte, die beiden Mühlſteine, zwiſchen denen das 
duldende geiſtige Deutſchland (und nicht nur Deutſchland) zerrieben zu werden 
droht. 


Nach dem Niederſchlagen der nationalen Intelligenz muß notwendig auch 
die Zermürbung der ihrer gleichblütigen Volksgenoſſen beraubten Arbeiter dran⸗ 
kommen, um als unſelige, von der Hefe aller Völker beherrſchte Maſſe ein 
ewiges Sklavenvolk abgeben zu müſſen. Auch deshalb ſagen die Nationalſozia⸗ 
liſten rückſichtsloſen Kampf der Zinsknechtſchaft an! 


Weil fie ſich den Bank- und Börſenherren als einer politiſchen 
Macht gegenüberſehen, muß der Kampf in erſter Linie einer um die po li⸗ 
tiſche Macht fein. Ohne fie find al le Verſprechungen nichts als blanker 
Schwindel und jämmerlich feige Ausreden. 


Weil die feindliche politiſche Macht ganz überwiegend von verbündeten 
Börſen⸗ und Revolutionsjuden ausgeübt wird, find die Nationalſozialiſten die 
ſchärfſten Antiſemiten ſowohl aus der innerſten Ueberzeugung, daß der Jude 
tatſächlich den „plaſtiſchen Dämon des Verfalls der Menſchheit“ darſtellt, als 
auch aus der unerträglichen Tatſache heraus, daß ein ſchmarotzendes Wüſten⸗ 
volk unſer Schickſal zu beſtimmen in der Lage iſt. 


Ehe alſo der wirtſchaftliche Kampf beginnen kann, muß der völ⸗ 
kiſch⸗politiſche ausgetragen fein. Alle Vorſchläge vom Boykott jüdiſcher 
Warenhäuſer uſw. ſind nichts als ein Deckmantel für Feige, die ſich um den 
eigentlichen Kampf herumdrücken wollen. Der Macht kampf wird ſich zunächſt 
innerhalb der deutſchen Grenzpfähle abſpielen. Daß viele Beſitzer des beweg⸗ 
lichen Kapitals durchſchlüpfen werden, wird vielleicht nicht zu vermeiden ſein. 
Das würde ſich aber auch dann nicht umgehen laſſen, wenn es ſich nur um 
Errichtung einer Nationalregierung handeln würde, ohne angeſagten Kampf 
an Börſen und Banken. Daß hier im einſetzenden Kampfe einige ſpießbürger⸗ 
liche Auffaſſungen über Bord geworfen werden müſſen, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Es hat ſeinerzeit in der Judenſchaft drückend gewirkt, als Bismarck die 
Eiſenbahnen verſtaatlichte und dadurch dem modernen Wegelagerertum die 
Möglichkeit entzog, das ganze Volk zu Tributzahlern herabzuwürdigen. Eine 
deutſche Regierung wird zunächſtan die Verſtaatlichung 
der Börſen und Banken herantreten. Sie wird das Uebel an der 
Wurzel faſſen und das Volk nicht mehr wehrlos den „300, von denen jeder 
ſeden kennt“, ausliefern. 
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Was im einzelnen noch für Maßnahmen vorzunehmen find, das läßt ſich 
angeſichts der heutigen Zuſtände nicht genau im voraus beſtimmen. Mittel, die 
jetzt noch ausreichend ſind, werden nach einiger Zeit ſchon ungenügend ſein. 

Da nun die ganze Frage eine zugleich nationale und internationale iſt, 
ſo wäre es natürlich wünſchenswert, wenn auch die anderen Völker hinter das 
Weſen der jüdiſchen Mimikry kämen und die Schlange am Genick faßten. Es 
iſt einmal der richtige Gedanke ausgeſprochen worden, daß die ganzen „Repa⸗ 
rationsfragen“ mit einem Schlage gegenſtandslos würden, wenn jedes Volk 
ſeine Bankiers, ſeine nur ſchmarotzenden, wuchernden Börſenjuden einſperren 
und ihr den Völkern abgegaunertes Geld zum Beſten der Nation, zum Beſten 
der nationalen Induſtrie und Landwirtſchaft (nicht etwa einzelner Induſtrieller 
oder Landwirte) verwenden würde. 

Ganz richtig! Wenn man die Kirchengüter einſt ſäkulariſiert hat, wenn 
man Fürſtengeſchlechtern ihre Schlöſſer, Gemäldegalerien ufw. nahm, warum 
ſoll man volksausbeutende Hebräerbanken nicht auch — ſäkulariſieren! 

Der Kredit würde dann von Staats wegen an den Gewerbetrei- 
benden, den Mittelſtand, den Bauern zu gewähren ſein, und zwar nicht für 
Spekulation, ſondern für ſchöpferiſche Arbeit. 

Der Arbeiter ſowohl wie der Mittelſtand und das Bauerntum gehen heute 
angeſichts der Herrſchaft des Leihkapitals und feiner verblendeten Knechte dem 
Untergang entgegen. Retten kann beide nur eine bewußt völkiſch⸗politiſche ziel- 
ſichere Organiſation und Erhebung mit klarer Erkenntnis des wirtſchaftlichen 
Grundübels. 

Mit dem Worte Zinsknechtſchaft iſt die traurige wirtſchaftspoli⸗ 
tiſche Lage sämtlicher Völker heute in ihrem Weſen gekennzeichnet. Ueberall 
find zwar ſchon organiſche Gegenbewegungen im Gange, aber noch zerſplittert, 
noch nicht zielbewußt geleitet und durch manche nur halbe Einſichten verfälſcht. 
Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat als erſte und einzige die bewußte neue 
völkiſchpolitiſch⸗wirtſchaftliche Front gebildet, deren Angriff allein einmal in 
der Lage ſein wird, den goldenen Damm des Leihkapitals zu ſprengen. Sie 
führt letzten Endes auch den Kampf für die Freiheit der anderen Völker 
Europas und der anderen Erdteile. Wie im Verlauf dieſes kommenden Melt 
ringens die Verhältniſſe ſich geſtalten werden, können wir heute nicht wiſſen. 
Deshalb ift auch Einzelnes heute nicht zu beftimmen, Aber das Ziel muß 
unverrückbar feſtſtehen und mit ihm die neue Richtung unſerer geſamten 
Politik. 

Daher fordert der Nationalſozialismus: 

„Abſchaffung des arbeits: und müheloſen Einkommens, Brechung der 
Zinsknechtſchaft!“ 


27 


12. 


Ne Weltkrieg kämpften nicht Söldner und einzelne Volksteile, ſondern 
die ganze Nation. Jeder leiſtete an ſeinem Platz ſeine Pflicht dem 
Volk gegenüber. Zur gleichen Zeit aber entſtand in Form der faſt ausſchließ⸗ 
lich vom jüdiſchen Händlertum geleiteten Kriegsgeſellſchaften ein Syſtem der 
Volksausbeutung, wie es ſchlimmer nicht gedacht werden konnte. Die Parla- 
mente und die politiſche Leitung glaubten dieſen Händlergenoſſenſchaften, Bank⸗ 
konſortien und einer Reihe von ihnen angeſchloſſenen induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen Konzeſſionen machen zu müſſen. Und in den Jahren, da Millionen 
darbten und weitere Millionen ihr Leben laſſen mußten, zogen einige Zehn⸗ 
tauſende verbrecheriſchen Nutzen aus der Notlage des bedrängten deutſchen Volkes. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß der Nationalſozialismus ſofort nach ſeinem 
Hervortreten Unterſuchung über den Kriegswucher verlangte und die reſtloſe 
Einziehung aller Kriegsgewinne forderte. Er war jedoch damals politiſch voll⸗ 
ſtändig machtlos. Diejenigen aber, welche dank der „proletariſchen“ Revolution 
über die Macht verfügten, haben bis auf heute keinen Finger ernſthaft gerührt, 
um eine gründliche und gerechte Unterſuchung einzuleiten. Nach zehn Jahren 
iſt das Kapital durch viele Hände gegangen, die Zuſtände haben ſich geändert, 
viele Unternehmen ſind durch die verbrecheriſche Inflation vom Jahre 1923 
eingegangen, neue entſtanden. Aber eines wird eine völkiſche Regierung noch 
einmal feſtzuſtellen haben: wodurch die neuen Millionäre und Milliardäre zu 
ihrem Vermögen gekommen ſind, ob ſie produktive Unternehmen hinterlaſſen 
haben oder leiten oder ob ſie der Spekulation, dem Wucher und Zwiſchenhandel 
ihr Geld verdanken. So bleibt für den Nationalſozialismus auch ſeine zwölfte 
Theſe noch in voller Kraft: 

„Im Hinblick auf die ungeheuren Opfer an Gut und Blut, die jeder 
Krieg vom Volke fordert, muß die perſönliche Bereicherung durch den Krieg 
als Verbrechen am Volke bezeichnet werden. Wir fordern daher reſtloſe Ein⸗ 
ziehung aller Kriegsgewinne.“ 


13. 


Kar 19. Jahrhundert zeigte einen uralten Kampf in einem noch nie ge 
ſehenen Ausmaße: das Ringen zwiſchen dem Staat und dem privaten 
Monopol. Rieſige Syndikate, Truſts, Ringe ſchloſſen ſich national und inter⸗ 
national zuſammen und erzwangen durch Drohungen mit wirtſchaftlichen Blok⸗ 
kaden von den Staaten eine politiſche Konzeſſion nach der andern. Heute 
ſehen wir die Bankkonſortien und Welttruſts die Politik der meiſten Länder 
beſtimmen. Der Kampf des Marxismus gegen dieſe Weltvertruſtung war 
aber — abgeſehen davon, daß er eine direkte Schutztruppe der Börſen und 
Banken darſtellte — von vornherein auch ſachlich unzweckmäßig, weil er mit 
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dem ſtaatswürgenden Privatmonopol auch dem erfinderiſchen, produktiven 
Unternehmertum überhaupt den Kampf anſagte. Dieſe lebens- und kultur- 
widrige Lehre trieb ſelbſtverſtändlich alles wirklich wirtſchaftlich Schöpferiſche 
in die ſchärfſte Gegnerſchaft zur Sozialdemokratie. Leider aber folgte auf dieſe 
geſunde Stellungnahme kein zweiter Schritt: der offen aufgenommene Kampf 
der nationalen Induſtrie, der Landwirtſchaft, des Gewerbes gegen die inter- 
nationalen Bankſyndikate und die, ſei es in ihrem Gefolge oder als ähnliche 
Zeiterſcheinung, parallel mit ihnen entſtehenden Truſts, Ringe. Ungewollt hat 
ſomit die vielgeſtaltige deutſche Wirtſchaft durch eine Unterlaſſung die Ent⸗ 
ſtehung wirtſchaftlicher Bildungen unterſtützt, deren Daſein auch in Deutſch⸗ 
land zu einer Macht zu werden droht, die ſich über völkiſche Notwendigkeiten 
hinwegzuſetzen vermag. Jeder national denkende Induſtrielle müßte hier in 
einer Front mit dem Gewerbetreibenden, dem Arbeiter, dem Bauern und 
der ganzen breiten Maſſe der Verbraucher ſtehen. Denn die Unterſtützung der 
Welttruſts — ob direkt oder indirekt — bedeutet die Vernichtung jeder wirk⸗ 
lichen Nationalpolitik, die Auslieferung aller Volksintereſſen an private 
Wirtſchaftsgelüſte. 

So ſehr alſo die Hingabe an die Doktrin der „Vollſozialiſterung“ abzu⸗ 
lehnen iſt, deren auch nur verſuchte Durchführung den Tod jedes ſchöpferiſchen 
Unternehmertums, jeder perſönlichen Exiſtenz bedeutet, fo muß doch auch der 
zweite Schritt im Intereſſe des einzelnen wie der ganzen Nation getan werden. 
Es gilt dem Leben zu geben, was des Lebens iſt, aller wirklichen Produktivität 
Raum zur Auswirkung zu ſchaffen, Privatmonopole ohne Konkurrenz aber mit 
rückſichtsloſer Hand zu brechen. Das alles aber kann nur ein Staat durch- 
führen, der die völkiſche Grundlage zum Ausgang und die Wahrung der Inter⸗ 
eſſen des Ganzen zum unverrückbaren Endziel hat. 

Deshalb lautet die dreizehnte Forderung des Nationalſozialismus: 

„Wir fordern die Verſtaatlichung aller (bisher) bereits vergeſellſchafteten 
Betriebe (Truſts).“ 


14. 


D* jahrzehntelange Kampf der Sozialdemokratie gegen die deutſchen 
„Schlotbarone“ und „Großagrarier“ war eine bewußt durchgeführte 
Ablenkung der öffentlichen Meinung aller Länder von der vor ſich gehenden 
übernationalen Weltvertruſtung. Der Nationalſozialismus lehnt es ab, in 
einem Großbetrieb an ſich ein Unheil zu erblicken. Die Volksverſorgung mit 
Rohmaterial und Fertigwaren läßt ſich unter heutigen Umſtänden bedeutend 
billiger durchführen, wenn an verſchiedenen Stellen des Reiches größere Be⸗ 
triebe dieſe Verſorgung übernehmen. Nicht auf die Größe des Objekts kommt 
es an, ſondern auf ſeine Verwertung im Dienſte des Volkstums. Für die 
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Auswirkung der Fähigkeiten einer Perſönlichkeit genügen Hunderte, für die 
einer anderen erſt Millionen. Oberſte Richtſchnur ſtaatlichen Handelns iſt und 
kann nur die Leiſtung fein. 

Aber im Betrieb der wirtſchaftlichen Unternehmungen muß einmal der 
Grundſatz ſelbſtverſtändlich werden, daß alle in ihnen Schaffenden — Direk- 
toren, Angeſtellte, Arbeiter — in feſtzulegenden Verhältniſſen am Gewinne 
teilnehmen. Dieſe Notwendigkeit iſt vielerorten ſchon zum Durchbruch gelangt, 
Makler, Direktoren, Agenten uſw. ſind an der Produktivität eines Werkes 
wirtſchaftlich intereſſiert, ſei es durch Gratifikationen, ſei es durch feſtgeſetzte 
prozentuale Vergütungen. Es ift deshalb eine Forderung völkiſcher Gerechtig⸗ 
keit, daß auch der Arbeiter im Unternehmen nicht als bloße Nummer gilt, auch 
nicht ab und zu ein Almoſen zuerteilt erhalten darf, ſondern daß ihm ſein 
Recht zuerkannt wird, teilzunehmen am Anwachſen des wirtſchaftlichen Wohl. 
ſtandes. Denn er leidet am Zuſammenbruch eines ſolchen genau fo wie gegebenen. 
falls der Unternehmer ſelbſt, da er dabei ſtellenlos, brotlos wird. Wie im 
einzelnen die Beteiligung am Gewinne zu regeln iſt, iſt eine Frage, die, mit 
individuellen Beſchaffenheiten verknüpft, nur von Fall zu Fall zu beſtimmen iſt. 
Es kann z. B. der Fall eintreten, daß ein lebens notwendiges Werk 
lange nicht derartige Gewinne abwirft wie vielleicht eine Ausfuhrinduſtrie, die 
viele gute Abſatzmärkte erobert hat. Es verſteht ſich deshalb von ſelbſt, daß 
Arbeiter am erſten Werk nicht zugunſten der andern zurückgeſetzt werden dürfen. 
Die Gewinnbeteiligung erhebt ſich alſo über das rein Private und Schematiſche 
zu einer wichtigen ſtaatspolitiſchen Verwaltungsfrage, die im einzelnen zu be⸗ 
ſprechen Sache einer Sonderſchrift ſein muß, im weſentlichen aber erſt durch 
die beim Siege des Nationalſozialismus ſich ergebende Sachlage zu entſcheiden 
iſt. Grundſätzlich aber kann ſchon jetzt geſagt werden, daß die erſte Voraus; 
ſetzung auch hier die Anerkennung der Perſönlichkeit aller an der deutſchen 
Wirtſchaft Beteiligten if. Dies kann nur durch die Zuſtimmung zur Mitver⸗ 
antwortlichkeit erfolgen. Hieraus folgen die Anerkennung des Betriebsrates, 
des Achtſtundentages, des heute vergifteten Gewerkſchaftsgedankens und eine 
auf Leiſtung eingeſtellte Entlohnung (wobei zu betonen iſt, daß der DBe- 
triebsrat eines Privatunternehmens ein Nat fein fol, keine regierende parla- 
mentariſche Körperſchaft, wie es der Marxismus fordert und was den Verfall 
eines jeden Werkes nach ſich ziehen müßte). 

Der Einwand, daß die Arbeitnehmer, wenn fie am Ertrage eines Unter- 
nehmens beteiligt feien, auch den möglichen Verluſt tragen ſollen, ift nicht ftich- 
haltig, da dies die verantwortliche Mitbeſtimmung al ler vorausſetzen würde, 
was ein wirtſchaftlicher Widerſinn iſt. Daß die Gewinnbeteiligung nicht ſchema⸗ 
tiſch ſein darf, muß nochmals feſtgeſtellt werden; man hat ſich auch hier von 
der marrxiſtiſch⸗demokratiſchen Wirtſchaftsauffaſſung endgültig loszuſagen. 
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Grundſätzlich aber heißt der 14. Programmpunkt: 
„Wir fordern Gewinnbeteiligung an Großbetrieben.“ 


15. 


Gon man von der organiſchen Staatsauffaſſung aus, erkennt man nur 
geiſtig und körperlich produktiv Schaffenden das Staatsbürgerrecht zu, 
ſo ergibt ſich für den Staat die ſelbſtverſtändliche Verpflichtung, alle dieſe 
Schaffenden auch als feine Miterhalter, Miterbauer anzuſehen und eine Alters. 
verforgung, wie fie bisher nur den direkt im Staatsdienſte ſtehenden Per- 
ſonen, Beamten, Offizieren zuerkannt wurde, auf alle Staatsbürger auszu⸗ 
dehnen. Die Idee der Volksgemeinſchaft wird erſt dann Tatſache werden, 
wenn dieſe Wechſelbeziehung nicht als ungeheure Revolution, ſondern als Selbft- 
verſtändlichkeit aufgefaßt ſein wird. 

Die Stärke eines Staates, ſagt man, liege in ſeinem Bauerntum. Dies 
war und iſt auch der Fall, weil der Bauer mit all ſeinen Faſern an die Erde 
gebunden und aus ganz natürlichen Trieben bereit iſt, ſeine Schöpfung zu ver⸗ 
teidigen. Außerdem ſieht er ſeine Lebensarbeit (in einem geſunden Staat) für 
die Nachkommenſchaft geſichert und kann — zum größten Teil — mit einem 
friedlichen Lebensabend rechnen. In einem ähnlichen Verhältnis ſtand in frühe⸗ 
ren Zeiten auch der Handwerker, der doch eine Werkſtatt oder ein Haus ſein 
eigen nannte, was eine Sicherung des Alters bedeutete. 

Die moderne Zeit rückt nun aber verſchiedene große geſellſchaftliche Schich⸗ 
ten in ſoziale Lagen, wo dies alles nicht mehr zutraf. Die Vergrößerung der 
Heere, die Verzweigungen der Staatsverwaltung ſchufen beſitzloſe Stände, die 
Offiziere und Beamten. Es war die Großtat Friedrichs des Einzigen, hier 
das durchgeführt zu haben, was ihm damalige Kritiker als Wahnſinn aus- 
legten, der den Zuſammenbruch der Finanzen ſeines Staates nach ſich ziehen 
würde: er verordnete die Penſionierung, die Sicherung des Alters für dieſe 
befiglofen Stände. Dieſe Tat der Gerechtigkeit hat nicht nur nicht die Finanzen 
erſchüttert, fie wurde im Gegenteil die Grundlage des Deutſchen Staates; 
ſie allein vermochte den Pflichtbegriff des einzelnen zum ſicheren Erlebnis 
ganzer Geſchlechter umzugeſtalten. Die Durchführung der Gegenſeitigkeit der 
Pflichten von Staat und Staatsbürger bildete in dieſem Fall ein muſter⸗ 
gültiges Beiſpiel. 

Als das Zeitalter der Maſchine über Europa hereinbrach, geriet eine 
neue breite Bevölkerungsſchicht des ſich ſtets vermehrenden Volkes in eine 
beſitzloſe ſoziale Stellung: der Land- und Induſtriearbeiter. 

Wurzellos, heimatlos geworden, fielen die Lehren des Internationalismus 
bei ihm auf guten Boden und es fand ſich leider kein Friedrich der Große mehr, 
der hier grundſätz lich dieſe ganze Geſellſchaftsſchicht auf die gleiche Stufe 
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mit dem Beamtentum geftellt hätte. Zwar hat der Deutſche Staat auch hier 
tauſendmal mehr an ſozialer Arbeit geleiſtet als die von den „deutſchen“ Arbeiter. 
führern geprieſenen korrumpierten „großen Demokratien des Weſtens“ — die 
Alters- und Unfallverſicherungen, die Krankenkaſſen uſw. waren ausgezeichnet —, 
aber trotzdem herrſchte eine Unzufriedenheit, die innerlich berechtigt war. Denn 
wenn auch der Induſtriearbeiter die ſoziale Hilfe annahm, ſo geſchah es doch 
in dem Gefühl, etwas zu erhalten, was vom Geber als Almoſen angeſehen 
wurde. Im übrigen fühlte er ſich auch fernerhin als lebloſe Zahl im Getriebe 
der Wirtſchaft und Politik, als ein Sklave, den man zwar unterhält, um ihn 
aber nach dem Kräfteverbrauch — liegen zu laſſen. (Es kann dabei hier ganz 
außerhalb der Behandlung bleiben, inwieweit das doch liberaliſtiſche Syſtem 
der ſozialen Fürſorge, des Krankenkaſſenweſens uſw., ſich ſchädigend ausgewirkt 
hat und einen Verwaltungsapparat in Betrieb häle, der wenig Nutzen, wohl 
aber eine furchtbare Belaſtung darſtellt.) 


Das geſamte ſoziale Problem der Jetztzeit wird nie und nimmer gelöft 
werden, ehe nicht dieſe innere Ungerechtigkeit vom Staat offen als ſolche aner⸗ 
kannt und als ſeine Pflicht erklärt wird, auch die Altersverſorgung des in 
Fabrik, Werkſtatt und auf dem Lande tätigen beſitzloſen Arbeiters zu über⸗ 
nehmen. In dieſem Augenblick wird die innere Vorausſetzung dafür entſtehen, 
daß das zerriſſene völkiſche Einigungsband dauernd wiederhergeſtellt werden 
kann. Ein Arbeiter, der weiß, daß ihn im Alter nicht das Elend erwartet, 
nachdem er ſeine Kräfte im Bergwerk oder vor der glühenden Lohe hergegeben 
hat, iſt erſt dann imſtande, eine Pflicht der Allgemeinheit gegenüber innerlich 
anzuerkennen, wenn auch dieſe die ihrige ihm gegenüber durch eine greifbare 
Tat zum Ausdruck bringt. 


Ein Volk, welches aus dieſem fanatiſch nationaliſtiſchen und fanatiſch 
ſozialiſtiſchen Gedanken heraus — durchaus unſentimental und ohne Aufzucht 
minderwertigen Materials und Errichtung von Idiotenanſtalten — das Pro— 
blem der Altersverſorgung löſt, dieſes Volk wird einmal den ſtolzeſten Staat 
ſchaffen, es wird Bürger erziehen, die bereit ſind, ſich bewußt und freudig 
mit ihrem Leben für den Beſtand des Staates, ihres Volkes einzuſetzen. 
Ein ſolches Volk wird einſt an der Spitze der kommenden europäiſchen Auf⸗ 
erſtehung marſchieren. 


Man wird auch heute wieder angeſichts folder Grundſätze den Zuſammen⸗ 
bruch der Finanzen prophezeien, aber man vergißt, daß die ganze volksſchädi⸗ 
gende Anleihewirtſchaft mit den Zinsanſprüchen der internationalen Privat. 
banken dem Volke ſchon mehr gekoſtet hat, als eine Altersverſorgung aller 
beſitzloſen Werkarbeiter je ausgemacht hätte. Die Durchführung der Alters. 
verſorgung aber hätte weiter zur Folge, daß der Kreis der an der ganzen 

30 


Zinswirtſchaft Intereſſierten verringert und das Ideal des Rentnertums dahin⸗ 
ſchwinden würde. : 
Aus dieſen Einſichten heraus lautet der 15. Programmpunkt grundſätzlich: 
„Wir fordern einen großzügigen Ausbau der Altersverſorgung.“ 


16. 


Hi marxiſtiſche Ideologie ſtellt die Vernichtung des Mittelſtandes als 
„Naturgeſetz“ hin. Tatſächlich vollzieht ſich dieſe Vernichtung ſeit Jahr- 
zehnten und geht heute in beſchleunigtem Tempo vor ſich. Nicht aber, weil hier 
ein Natur geſetz waltet, ſondern weil ganze Geſchlechterfolgen Grundſätze 
ſich zu eigen machten, die zu dieſer Auswirkung führten. Wäre der Kampf des 
Marxismus gegen die Weltvertruſtung ein echter und grundfäglicher geweſen, 
ſo hätte er den ganzen Mittelſtand — den Gewerbetreibenden, den Bauern, 
den Beamten, die Intelligenz, den Künſtler — zum Kampf aufrufen müſſen. 
So aber hat er zum Beſten der planmäßig durchgeführten Verelendungspolitik 
der internationalen Syndikate ſeine Verelendungstheorie geſchaffen, die wenige 
Weltmilliardäre und einen raſſeloſen, richtungsloſen Menſchenhaufen — die 
Proletariermaſſen — züchten mußte. Durch die jedem wirklich denkenden 
Menſchen als lebens- und kulturfeindlich erſcheinenden Gedanken des Marris- 
mus (Eigentumsleugnung, Verneinung von Volkstum und Perſönlichkeit, mate⸗ 
rialiſtiſche Natur- und Geſchichtsauffaſſung uſw.) wurde die nationale Intelli⸗ 
genz geradezu aus der an ſich organiſchen Arbeiterbewegung hinausgetrieben, 
leider ohne daß ſie imſtande geweſen wäre, ihre ganze Energie zur Aufklärung 
des marxiſtiſch⸗börſianiſchen Betruges einzuſetzen. So entſtanden, von der 
„Arbeiter“ partei nicht gehindert, neben den Syndikaten, Truſts auch die Groß⸗ 
warenhäuſer, dieſe Zeichen einer niedergehenden Ramſchwirtſchaft, dieſe 
Zwingburgen für Vernichtung jedes ſchöpferiſch gewerbetreibenden Lebens. Hier⸗ 
her gehört auch die Frage der Angeſtellten. Dieſer Stand war wie alle anderen 
Berufe ebenfalls zwiſchen den Marxismus und das Großkapital geraten und 
mußte ſich wie die Handwerker gewerkſchaftlich organiſieren. Um auch dieſem 
Stand wieder die Lebensnotwendigkeiten zu ſichern, muß die politiſche Front 
geändert werden. Deshalb heißt der Punkt 16 des Programms: 

„Wir fordern die Schaffung eines geſunden Mittelſtandes und ſeine 
Erhaltung, ſofortige Kommunaliſierung der Großwarenhäuſer und ihre Ver⸗ 
mietung zu billigen Preiſen an kleine Gewerbetreibende, ſchärfſte Berück⸗ 
ſichtigung aller kleinen Gewerbetreibenden bei Lieferung an den Staat, die 
Länder oder Gemeinden.“ 

17. 


um Problem der Bodenreform haben ſich viele verdienſtvolle Forſcher 
geäußert, doch ſetzt die Durchführung auch der beſten Vorſchläge eine 
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eiferne Diktatorenfauſt voraus, die allein imſtande ift, zum Beſten aller 
Schaffenden die Intereſſen bloßer Nutznießer volksſchädigender Grundſätze zu 
unterdrücken. 

Der Boden, auf dem ein Volk lebt, iſt begrenzt, das Volk ſelbſt aber 
wächſt. Der Anſpruch auf Grund und Boden ſteigert fi demnach in Stadt 
und Land, und der ſteigende Wert dieſes Bodens liefert ſeinem zufälligen 
Beſitzer ein ohne jegliche Arbeit erlangtes Vermögen und Renten. Das iſt 
der Bodenzins, der ſeinerſeits wieder Ziel der heute ins Rieſenhafte gehenden 
Bodenſpekulation geworden iſt. Dieſer arbeitsloſe Ertrag iſt ſcharf zu ſcheiden 
von dem Arbeitsergebnis des Landwirts, des Induſtriellen, deren erhöhte Ein⸗ 
nahmen bei zunehmender Leiſtung nur die ſittlich gerechtfertigte Folge werte⸗ 
ſchaffender Tätigkeit ſind. 

Die Spekulation auf den Bodenzins aber hat den Ankauf großer Land; 
ſtücke zur Folge, die ungehindert brach liegen bleiben können, ohne Rückſicht 
darauf, ob das Volk einer Anſiedlungsmöglichkeit bedarf oder nicht. Dieſe 
Landſperre fördert die Abwanderung in die Städte, was wiederum dort den 
Bodenpreis in die Höhe treibt. Ebenfalls zum Beſten der Grundſtückſpekulanten, 
die ohne jegliche Mühe aus allgemeiner völkiſcher Notlage ihren unverdienten 
Gewinn herausſchlagen. Dieſer Bodenwucher, der das Land entvölkert, das 
Volk entnationalifiert, proletariſiert, zum wurzelloſen Nomadentum des Aſphalt⸗ 
menſchen gezüchtet hat, iſt mit eine der tiefſten Urſachen unſeres jämmerlichen, 
ehr⸗ und pflichtvergeſſenen Zeitalters. Hinzu kommt noch die Ungeheuerlichkeit, 
daß es jedem Ausländer frei ſteht, in Deutſchland Grund und Boden zu 
erwerben und damit nach Belieben zu ſchalten und zu walten. 

Am Anfang jeder Bodenreform hat eine feierliche Erklärung zu ſtehen, 
daß der Boden grundſätzlich als Eigentum des ganzen Volkes, des Staates 
anzuſehen iſt. Er iſt etwas, was durch keine Menſchenhand erſchaffen iſt, und 
jeder, der ihn bearbeitet, hat ſich deſſen bewußt zu ſein, daß er nicht nur ein 
Recht auf ihn beſitzt, ſondern auch eine Pflicht dem ganzen Volke gegenüber. 
Es muß Grundſatz eines völkiſchen Staates werden, daß der Boden nicht eine 
Ware bleiben darf, mit welcher der Menſch nach Belieben ſpekuliert. Jeder 
Kauf und Verkauf des Bodens (nicht der Erzeugniſſe) muß deshalb durch die 
Hände und unter Kontrolle des Staates gehen. Nur auf dieſe Weiſe kann die 
Bodenſpekulation, geboren aus demſelben Geiſt wie die Spekulation an der 
Börſe, wirkſam bekämpft werden. So kann aber auch allein der Bodenzins 
mit ſeinen Auswirkungen beſeitigt werden. 

Dieſe Forderung klingt vielen, in römiſchen Geſetzesvorſtellungen Be⸗ 
fangenen ungeheuerlich und iſt doch nur die Anerkennung des altdeutſchen 
Rechtsgrundſatzes, daß die Beſitzänderung des Grund und Bodens vor der 
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Oeffentlichkeit vor fih zu gehen hat (woraus für uns ſich auch bie 
Forderung der Aufhebung der Anonymität der Aktiengeſellſchaften ergibt). 

Der heutige Bodenbeſitzer bleibt dabei ein vom Staat anerkannter Eigen- 
tümer feines Grund und Bodens und ſoll es bleiben, ſolange die Verwertung 
desſelben nicht zum Schaden für die Allgemeinheit ausartet. 


Die Anerkennung der Oberhoheit des völkiſchen Staates — bei aller 
grundſätzlichen Anerkennung des privaten, rechtmäßig erworbenen Eigentums — 
über ſein geſamtes Gebiet wird von den Feinden des Deutſchen Staats⸗ 
gedankens als ein „kommuniſtiſcher Grundſatz“ verleumdet und zum Zwecke 
der Verhetzung des Bauern und des Gutsbeſitzers gegen den Nationalſozialis⸗ 
mus ausgenutzt. In Wirklichkeit bedeutet unſere Forderung nur den Schutz 
des echten, ſchaffenden Landwirts gegenüber ſpekulierenden Großkapitaliſten, 
aber auch den Verſuch, ihn dafür an ſeine Pflichten (als ein dem Ganzen 
dienendes Glied unter anderem dem Volk gegenüber) zu erinnern. Für den 
Staat ergibt ſich, umgekehrt, wiederum die Verpflichtung, die Landwirtſchaft, 
wenn nötig, durch Schutzzölle zu ſichern, den Zwiſchenhandel möglichſt zu ver⸗ 
ringern, um mögliche Preisſteigerungen zu unterbinden. Der Staat ſoll aber 
Herr und nicht Diener einzelner Gruppen oder gar volksſchädigender Gelüſte ſein. 


Grundſätzlich lautet der 17. Programmpunkt des Nationalſozialismus 
deshalb: 

„Wir fordern eine unſeren nationalen Bedürfniſſen angepaßte Boden⸗ 
reform, Schaffung eines Geſetzes zur unentgeltlichen Enteignung von Boden 
für gemeinnützige Zwecke, Abſchaffung des Bodenzinſes und Verhinderung jeder 
Bodenſpekulation.“) 

Anfang März 1930 veröffentlichte die Parteileitung der NSDAP. eine 
ausführlichere Feſtſetzung ihrer agrarpolitiſchen Anſchauungen und Forderungen. 
Sie lauten: 

Das deutſche Volk deckt einen erheblichen Teil ſeines Lebensunterhaltes durch Einfuhr 
ausländiſcher Lebensmittel. Vor dem Weltkriege konnten wir dieſe Einfuhr mit den Ein ⸗ 


nahmen unſerer induſtriellen Ausfuhr, unſeres Handels und unſeres im Ausland angelegten 
Kapitals bezahlen. Dieſe Möglichkeit hat uns der Ausgang des Weltkrieges verſperrt. 


e) Aus Kreiſen gewiſſer Agrargruppen wird verleumderiſch die eigentumsfeindliche Ein⸗ 
ſtellung des Nationalſozialismus behauptet, um den Zuſtrom zur neuen Volksbewegung zu⸗ 
rückzuhalten und von den eigenen Sünden abzulenken. Zu dieſen Verſuchen hat Adolf Hitler 
folgende Erklärung veröffentlicht: 


„Gegenüber den verlogenen Auslegungen des Punktes 17 des Programms der 
NSDAP von feiten unſerer Gegner iſt folgende Feſtſtellung notwendig: Da die 
NSDAP auf dem Boden des Privateigentums ſteht, ergibt ſich von ſelbſt, daß der 
Paſſus „Unentgeltliche Enteignung“ nur auf die Schaffung geſetzlicher Möglichkeiten 
Bezug hat, Boden, der auf unrechtmäßige Weiſe erworben wurde oder nicht nach den 
Geſichtspunkten des Volkswohls verwaltet wird, wenn nötig zu enteignen. Dies richtet 
ſich demgemäß in erſter Linie gegen die jüdiſchen Grundſtückſpekulations⸗Geſellſchaften.“ 

München, den 13. April 1928. gez. Adolf Hitler. 
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Heute bezahlen wir unſere Lebensmitteleinfuhr in der Hauptſache mit geliehenem frem⸗ 
den Gelde. Dadurch wird das deutſche Volk immer tiefer in die Schuldknechtſchaft der 
kreditgebenden internationalen Hochfinanz geführt. Dieſe wird — bei Fortdauer des gegen⸗ 
wärtigen Zuſtandes — das deutſche Volk immer mehr enteignen. Sie kann durch Sperren 
des Kredits und damit der Lebensmittelzufuhr, alſo durch Höherhängen des Brotkorbes, vor 
allem die deutſchen Proletarier zwingen, in ihrem Dienſte um Hungerlöhne zu arbeiten 
oder ſich als Arbeitsſklaven in ausländiſche Kolonien verfrachten zu laſſen. 

Befreiung von dieſer Knechtſchaft iſt nur möglich, wenn das deutſche Volk ſich im 
weſentlichen vom eigenen Grund und Boden ernähren kann. Die Steigerung der Leiſtung 
der heimiſchen Landwirtſchaft iſt deshalb eine Lebensfrage für das deutſche Volk geworden. 

Ein wirtſchaftlich geſundes, kaufkräftiges Landvolk iſt aber auch für den Abſatz unſerer 
in Zukunft immer mehr auf den Binnenmarkt verwieſenen Induſtrie von entſcheidender 
Bedeutung. 

Wir erkennen nicht nur die überragende Bedeutung des Nährſtandes für unſer Volk, 
ſondern ſehen im Landvolke auch den Hauptträger volklicher Erbgeſundheit, den Jung⸗ 
brunnen des Volkes und das Rückgrat der Wehrkraft. 

Die Erhaltung eines leiſtungsfähigen, im Verhältnis zur wachſenden Geſamtvolkszahl 
auch zahlenmäßig entſprechend ſtarken Bauernſtandes bildet einen Grundpfeiler der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Politik, gerade deshalb, weil dieſe auf das Wohl des Geſamtvolkes auch in 
den kommenden Geſchlechtern gerichtet iſt. 


* 


In Nichtachtung der biologiſchen und wirtſchaftlichen Bedeutung des Bauernſtandes 
und im Widerſpruch zu der lebensnotwendigen Forderung einer geſteigerten Leiſtung der 
Landwirtſchaft iſt die Erhaltung eines wirtſchaftlich geſunden Bauernſtandes im heutigen 
deutſchen Staat auf das ſchwerſte bedroht. 

Die an ſich wohl mögliche erhebliche Steigerung der landwirtſchaftlichen Erzeugung 
wird verhindert, weil die dazu nötigen Betriebsmittel infolge zunehmender Verſchuldung der 
Landwirte mangeln, und weil der Anreiz zu geſteigerter Leiſtung fehlt, da die landwirtſchaft⸗ 
liche Arbeit ſich nicht mehr lohnt. 

Die Urſachen dieſer ungenügenden Entlohnung (Rentabilität) der landwirtſchaftlichen 
Arbeit ſind zu ſuchen: 

1. In der gegenwärtigen Steuerpolitik, welche die Landwirtſchaft unverhältnismäßig 
ſtark belaſtet. Dies geſchieht aus parteipolitiſchen Rückſichten, und weil die in der deutſchen 
parlamentariſchen Demokratie tatſächlich regierende jüdiſche Weltgeldmacht die Vernichtung 
der deutſchen Landwirtſchaft will, da ihr dann das deutſche Volk, im beſonderen die Arbeiter⸗ 
ſchaft, völlig preisgegeben iſt. 

2. In dem Wettbewerb der unter günſtigeren Bedingungen erzeugenden ausländiſchen 
Landwirtſchaft, der durch eine landwirtſchaftsfeindliche Zollpolitik nicht genügend eingedämmt 
wird. 

3. In den unzuläſſig hohen Gewinnen, die der zwiſchen Erzeuger und Verbraucher ſich 
einſchaltende Großhandel mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, der heute größtenteils in 
der Hand der Juden liegt, ſich aneignet. j 

4. In den Wucherpreiſen, die der Bauer für Kunſtdünger und Elektrizität an bie 
meiſt jüdiſchen Konzerne zahlen muß. 

Aus dem Ertrag der unzulänglich entlohnten Landarbeit können die hohen Steuern 
nicht mehr bezahlt werden. Der Bauer iſt gezwungen, Schulden zu machen, für die er 
Wucherzinſen entrichten muß. Er gerät immer tiefer in Zinsknechtſchaft und verliert 
ſchließlich Haus und Hof an die vorwiegend jüdiſchen Beſitzer des Leihkapitals. Der deutſche 


Bauernſtand wird entwurzelt. 
4 


Eine durchgreifende Beſſerung der Notlage des Landvolkes und eine Geſundung der 
Landwirtſchaft iſt nicht zu erwarten, ſolange das Deutſche Reich mit Hilfe des parlamen⸗ 
tariſch⸗demokratiſchen Regierungsſyſtems tatſächlich von internationalen Geldfürſten beherrſcht 
wird; denn dieſe wollen die Vernichtung der bodenſtändigen deutſchen Kräfte. 

Erſt in dem von uns erſtrebten, weſensverſchiedenen neuen deutſchen Staate werden 
Landvolk und Landwirtſchaft diejenige Berückſichtigung finden, die ihrer Bedeutung als einer 
Hauptſtütze eines wahren deutſchen Volksſtaates zukommt. 
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In diefem zukünftigen Reiche ſoll deutſches Bodenrecht gelten und deutſche Bodenpolitik 
getrieben werden. 

Daraus ergeben ſich folgende Forderungen: 

1. Der vom deutſchen Volke in Beſitz genommene und verteidigte deutſche Boden dient 
dem Aufenthalt und der Lebensverſorgung des Geſamtvolkes. Er muß daher vom einzelnen 
Bodenbeſitzer in dieſem Sinne verwaltet werden. 

2. Nur deutſche Volksgenoſſen dürfen Beſitzer deutſchen Bodens fein. 

3. Von deutſchen Volksgenoſſen rechtmäßig erworbener Beſitz an Boden wird als erb⸗ 
liches Eigentum anerkannt. 

Dieſes Eigentumsrecht iſt aber an die Verpflichtung geknüpft, den Boden auch zum 
Wohle des Geſamtvolkes zu nützen. 

Die Ueberwachung dieſer Verpflichtung obliegt berufsſtändiſchen Gerichten, die ſich 
aus Vertretern aller Berufsgruppen der landwirtſchaftlich tätigen Bevölkerung und einem 
ſtaatlichen Vertreter zuſammenſetzen. 

4. Der deutſche Boden darf keinen Gegenſtand für Finanzſpekulationen bilden und 
nicht arbeitsloſem Einkommen des Beſitzers dienen. Land erwerben kann künftig nur, wer 
es ſelbſt bewirtſchaften will. Bei jedem Verkauf von Grund und Boden hat daher der 
Ba: das Vorkaufsrecht. Verpfändung von Grund und Boden an private Geldgeber iſt 
verboten. 

Notwendige Betriebskredite zu günſtigen Bedingungen erhält die Landwirtſchaft durch 
ihre ſtaatlich anerkannten berufsſtändiſchen Genoſſenſchaften oder durch den Staat. 

5. Für die Nutzung des deutſchen Bodens hat der Weflger eine nach Umfang und 
Beſchaffenheit des Beſitzes bemeſſene Abgabe an den Staat zu leiſten. Durch dieſe Boden⸗ 
ertragsſteuer wird eine weitere ſtaatliche Beſteuerung des landwirtſchaftlichen Bodens und 
Betriebes hinfällig. 

6. Bezüglich der Größe der landwirtſchaftlichen Betriebe kann es keine ſchematiſche 
Regelung geben. 

Eine große Zahl lebensfähiger, kleiner und mittlerer Bauernſtellen iſt vom bevölke⸗ 
rungspolitiſchen Geſichtspunkt aus vor allem wichtig. 

Daneben erfüllt aber auch der Großbetrieb ſeine beſonderen notwendigen Aufgaben und 
iſt im gefunden Verhältnis zum Mittel» und Kleinbetrieb berechtigt. 

7. Das Erbrecht an Grund und Boden iſt durch ein Anerbenrecht ſo zu regeln, daß eine 
Zerſplitterung des Landbeſitzes und eine Schuldenbelaſtung des Betriebes vermieden wird. 

8. Der Staat hat das Recht der Enteignung gegen angemeſſene Entſchädigung: 

a) von Land, das nicht im Beſitze deutſcher Volksgenoſſen ſich befindet, 

b) von Land, das — nach Urteil des zuſtändigen Berufsſtandsgerichtes — durch ver⸗ 

antwortungsloſe Mißwirtſchaft feines Beſitzers nicht mehr der Verſorgung des 
Volkes dient, 
e) von Teilen des von den Beſſltzern nicht ſelbſt bewirtſchafteten Großgrundbeſitzes zum 
Zwecke der Anfledlung einer freien Bauernſchaft, 
d) von Land, das zugunſten der Volksgeſamtheit für beſondere ſtaatliche Zwecke (1. B. 
Verkehrseinrichtungen, Landesverteidigung) benötigt wird. 
N Unrechtmäßig (im Sinne deutſchen Rechtes) erworbener Boden wird unentgeltlich ent⸗ 
eignet. 

9. Eine planmäßige — nach großen, bevölkerungspolitiſchen Geſichtspunkten erfolgende 
— Beſiedlung verfügbar gewordenen Landes iſt Aufgabe des Staates. 

Das Land ſoll den Siedlern als Erblehen zu Anfangsbedingungen zugeteilt werden, 
welche eine lebensfähige Wirtſchaft möglich machen. 

Die Auswahl der Bewerber erfolgt nach Prüfung ihrer ſtaatsbürgerlichen und beruf⸗ 
lichen Eignung zum Siedler. Die nicht erbberechtigten Söhne von Landwirten (Rebe Ziff. 7) 
werden beſonders berückſichtigt. 

Vor allem wichtig iſt die Grenzlandſtedlung im Oſten. Dieſe ift aber nicht alleis 
durch Schaffung von Bauernwirtſchaften befriedigend zu löſen, ſondern nur im Zufammen- 
hang mit Entwicklung kaufkräftiger Landſtädte in Verbindung mit einer Neugruppierung 
der Induſtriebetriebe. Dadurch wird erſt die Abſatzmöglichkeit geſchaffen, welche die neu⸗ 
gegründeten mittleren und kleineren Bauernbetriebe lebensfähig macht. 

Ernährungs⸗ und Siedlungsraum im großen für das wachſen de deutſche Volk zr 
ſchaffen, iſt Aufgabe der deutſchen Außenpolitik. 
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Der Staat hat die Aufgabe, die wirtſchaftliche und kulturelle Hebung des Bauern⸗ 
ſtandes entſprechend ſeiner Bedeutung für das ganze Volk zu fördern und dadurch eine 
Haupturſache der Landflucht zu beſeitigen. 

1. Zunächſt muß die gegenwärtige drückende Notlage bes Landvolkes durch ſteuer⸗ 
politiſche Erleichterungen und ſonſtige beſondere Maßnahmen gemildert werden. Der wei ⸗ 
teren Verſchuldung der Landwirtſchaft muß Einhalt getan werden durch geſetzliche Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes für das Leihkapital auf das Maß der Vorkriegszeit und durch ſchärfſtes 
Einſchreiten gegen Zinswucher. 

2. Der Staat hat durch ſeine Wirtſchaftspolitik dafür zu ſorgen, daß die land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeit ſich wieder lohnt. 

Die heimiſche landwirtſchaftliche Erzeugung iſt durch Zölle, ſtaatliche Regelung der 
Einfuhr und eine zielbewußte nationale Erziehung zu ſchützen. 

Die Preisgeſtaltung für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe muß der börſenmäßigen 
Spekulation entzogen und die Ausbeutung der Landwirte durch den Großhandel unterbunden 
werden. Die Uebernahme des Großhandels mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen durch land⸗ 
wirtſchaftliche Genoſſenſchaften iſt ſtaatlich zu fördern. 

Die berufsſtändiſchen Organiſationen der Landwirtſchaft haben die Aufgabe, die Ge 
ſtehungskoſten für die Landwirte zu vermindern und die Erzeugung zu ſteigern. (Lieferung 
von landwirtſchaftlichen Maſchinen, Düngemitteln, Saatgut, Zuchtvieh zu günſtigen Be⸗ 
dingungen, Meliorationen, Schädlingsbekämpfung, koſtenloſe landwirtſchaftliche Beratung und 
chemiſche Bodenunterſuchung uſw.) Bei Erfüllung dieſer Aufgaben find die berufsſtändiſchen 
Organiſationen durch den Staat weitgehend zu unterſtützen. Insbeſondere muß das Ein⸗ 
greifen des Staates eine weſentliche Verbilligung der künſtlichen Düngemittel und der 
elektriſchen Kraft erzwingen. 

3. Die berufsſtändiſchen Organiſationen haben auch die Verpflichtung, die Berufsgruppe 
der Landarbeiter durch ſozial gerechte Arbeitsverträge in die bäuerliche Berufsgemeinſchaft 
feft einzugliedern. Dem Staate fällt das Aufſichtsrecht und oberſte Schiedsrichteramt zu. 

Der tüchtige Landarbeiter muß die Aufſtiegsmöglichkeit zum Siedler erhalten. 

Die notwendige Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe und Löhne für die Landarbeiter 
wird um ſo raſcher und durchgreifender erfolgen können, je mehr ſich die Lage der geſamten 
Landwirtſchaft verbeſſert. Durch dieſe Verbeſſerungen der Lage der heimiſchen Landarbeiter 
und durch Unterbindung der Landflucht wird ein Heranziehen ausländiſcher Landarbeiter 
unnötig und deshalb künftig verboten. 

4. Die Bedeutung des VBauernſtandes für das Volk erfordert ſtaatliche und berufs⸗ 
ſtändiſche Förderung der Fachausbildung und Wiederbelebung der bäuerlichen Kultur. (Land⸗ 
jugendheime, Bauernhochſchulen mit weitgehender Vergünſtigung für mittelloſe, begabte 
Landjugend.) 

* 

Die gegenwärtige Not des Landvolkes iſt ein Teil der Not des ganzen deutſchen Volkes. 

Es iſt ein Irrſinn, zu glauben, daß ein einzelner Berufsſtand ſich aus der deutſchen 
Schickſalsgemeinſchaft ausſchließen kann, und ein Verbrechen, Landvolk und Städter gegen⸗ 
einander zu hetzen, die beide doch auf Gedeih und Verderb miteinander verbunden find. 

Wirtſchaftliche Aushilfen im Rahmen des herrſchenden politiſchen Syſtems könne keine 
durchgreifende Beſſerung bringen; denn die Mot des deutſchen Volkes wurzelt in feiner poli⸗ 
tiſchen Verſklavung, aus der nur politiſche Mittel befreien können. 

Die bisher regierenden alten, politiſchen Parteien, die unſer Volk in die Verſklavung 
geführt haben, können nicht Führer auf dem Weg zur Befreiung ſein. 

Berufsſtändiſche Organiſationen haben in unſerem künftigen Staate wichtige wirt⸗ 
ſchaftliche Aufgaben zu erfüllen und können in dieſem Sinne ſchon heute vorbereitende Arbeit 
leiſten, für den politiſchen Befreiungskampf aber, der auch für eine neue Wirtſchaftsordnung 
erſt die Vorausſetzung ſchaffen muß, find fie ungeeignet; denn dieſer Kampf kann nicht vom 
Standpunkte eines einzelnen Berufsſtandes, ſondern muß vom Standpunkt des Geſamt⸗ 
volkes aus geführt werden. 

Den Freiheitskampf gegen unſere Unterdrücker und deren Fronvögte erfolgreich führen 
kann nur eine politiſche Freiheitsbewegung, die, bei voller Würdigung der Bedeutung des 
Landvolkes und der Landwirtſchaft für das Volksganze, die Deutſchbewußten aller Stände 
und Schichten des deutſchen Volkes zuſammenfaßt. 

Dieſe politiſche Freiheitsbewegung des deutſchen Volkes iſt die Nationalſozialiſtiſche 
Deutſche Arbeiterpartei. 
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18. 


Sen. man wirklich und wahrhaftig Wohl und Wehe des ge— 
ſamten ſchaffenden Volkes über andere ſogenannte Grundſätze, jo kann 
ein Kampf gegen Volksausbeuter und Wucherer nur mit ungehemmter Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit geführt werden. Namentlich heute, da eine angeblich revolutionäre 
Hochflut alle früher noch zurückgedämmten Inſtinkte entfeſſelt hat. In ſolchen 
Zeiten helfen erfahrungsgemäß keine halben Maßregeln, ſondern nur eine 
Reihe abſchreckender Exempel. Das Leben ausgewucherter Millionen iſt mehr 
wert als dasjenige einiger tauſend Ausbeuter. Wer in heutiger Zeit gegen 
die Todesſtrafe für Wucherer auftritt, zeigt, daß alle ſeine Reden von Volks⸗ 
wohlfahrt, Humanität uſw. nichts weiter ſind als gemeine Lügen, um entweder 
Feigheit der Geſinnung oder Verbundenheit mit dem Ausbeuertum zu ver⸗ 
decken. Das Verhalten marxiſtiſcher Arbeiterführer beleuchtet die Sachlage 
mit einem grellen Schlaglicht 

Für den Nationalſozialismus gibt es nur ein Intereſſe: dasjenige des geiſtig 
und körperlich produktiv ſchaffenden Menſchen. Deshalb lautet der 18. Grundſatz: 

„Wir fordern den rückſichtsloſen Kampf gegen diejenigen, die durch ihre 
Tätigkeit das Gemein⸗Intereſſe ſchädigen. Gemeine Volksverbrecher, Wucherer, 
Schieber uſw. ſind mit dem Tode zu beſtrafen, ohne Rückſichtnahme auf Kon⸗ 
feſſion und Raſſe.“ 

19. 


ie Zinsherrſchaft, die Privatmonopole, die Bodenſpekulation und ähnliche 

Auswüchſe unſeres Zeitalters wären ſelbſt dann nicht mit Erfolg zu 
unterdrücken geweſen, wenn ſich rein wirtſchaftliche Gruppen in der Erkenntnis 
der Gefahr zu ihrer Bekämpfung zuſammengeſchloſſen hätten. Denn hinter 
den internationalen Syndikaten ſtand ein mächtiger Faktor, die Wurzel, aus 
der ſie die Kraft ſaugten: das römiſche Recht. 

Dieſes ſeelenlos und unvölkiſch fortgebildete Erzeugnis des ſpäten ſyriſch⸗ 
römiſchen Zerſetzungsprozeſſes hat den ungeheuerlichſten Volksausbeutungen noch 
den Titel des Rechts verliehen. Das Intereſſe des einzelnen wurde zum Götzen 
erhoben und ihm alle Möglichkeiten der Verteidigung zur Sicherſtellung ſeiner 
ſogenannten „Rechte“ gewährleiſtet. Ob die Rechte der Allgemeinheit dadurch 
gefährdet wurden, war gleichgültig. 

Das heute geltende Recht kennt nicht den Begriff ſtaatlicher und völkiſcher 
Ehre. Es läßt zu, daß dieſe widerſtandslos in Rede und Preſſe in den Kot 
gezogen werden. Es billigt einem einzelnen Verteidiger dieſer völkiſchen Ehre 
ſogar nicht die Vertretung berechtigter Intereſſen zu, da ihn eine Beſchimpfung 
des Volkes als einzelnen ja nichts anginge! Ein wirkliches deutſches Volks⸗ 
recht hat aber in erſter Linie dazu da zu ſein, Ehren und Würde der 
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völkiſchen und ſtaatlichen Gemeinſchaft als oberſte Richtſchnur feines Urteilens 
anzuerkennen. Bei allen Prozeſſen wäre zu berückſichtigen, ob Kläger oder 
Beklagter dieſe vertreten oder geſchädigt haben; erſt in zweiter und dritter Linie, 
ob berechtigte Einzelintereſſen verletzt wurden. 


Aus dieſer neuen Einſtellung ergibt ſich die Notwendigkeit einer Neu⸗ 
geſtaltung der erſten Grundſätze unſeres gegenvölkiſchen Rechtskodex. Kein 
Zurückgreifen auf überlebtes Altertum und Mittelalter, wie es einige Schwär⸗ 
mer wünſchen, ſondern ein den modernſten Bebürfniſſen angepaßtes, aber 
Volks- und Raſſenſchutz als oberſte Richtlinie anerken⸗ 
nendes Rechtsweſen tut Deutſchland not. Ein Recht, in welchem nicht mate⸗ 
rielles Intereſſe, perſönliche Vorteilsvertretung ausſchlaggebend ſind, ſondern 
ideelle Werte. 

Daraus ergibt ſich aber auch die Einſetzung eines ſtändigen völkiſchen 
Staatsgerichtshofes, beſtehend aus den erfahrenſten Perſönlichkeiten des unab- 
hängigen Richterſtandes. 

Jedermann, der eine Summe Geldes zur Verwaltung erhält, wird bei 
ihrer Vergeudung vor Gericht zur Verantwortung gezogen; jedermann, der 
die Ehre des einzelnen angegriffen hat, kann vor den Richterſtuhl gezwungen 
werden, nur die Häupter des heutigen parlamentariſchen Syſtems als politiſche 
Auswirkung des mammoniſtiſchen Zeitalters können durch ihre Politik das 
ganze Volksvermögen vergeuden, ſie können die Nationalehre preisgeben, ohne 
irgend jemand Rechenſchaft darüber ablegen zu müſſen. Unter dem Schutz 
der unſittlichen Immunität darf ſich ein Abgeordneter die frechſten Anpöbe⸗ 
lungen des deutſchen Volkes erlauben, die ſchlimmſten Denunziationen der 
eigenen Nation an die Adreſſe der Feinde des Staates ausſprechen, ohne be⸗ 
fürchten zu müſſen, vor den Richter geladen zu werden. Hat ein Minifter 
Schiffbruch gelitten, fo tritt er, ſchlimmſtenfalls, zurück und verzehrt in Ruhe 
ſeine Miniſterpenſion. Niemand fragt im Zeichen der heutigen Demokratie 
danach, warum der kleine Vergeuder ins Gefängnis kommt, der große „Poli⸗ 
tiker“ aber ohne jede Unterſuchung — es ſei denn bei offenkundigem, vom 
Feinde bezahlten Landesverrat — ſelbſt nach unleugbarem Zuſammenbruch ſeiner 
Politik frei davonkommt. Hier hat der völkiſche Staat einzugreifen. 

Der völkiſche Staatsgerichtshof wird — unterſtützt durch eine Reihe von 
Sachverſtändigen — zu prüfen haben, welche Gründe und Motive den ab⸗ 
getretenen Miniſter zu ſeinen Handlungen veranlaßten; er wird darüber wachen, 
ob Volksvertreter und Miniſter die Ehre des Staates und des Volkes ſchützen 
oder ſich dagegen vergehen. 

Die Immunität der Angehörigen der Parlamente iſt ſelbſtverſtändlich 
abzuſchaffen. 
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Dieſe Maßregeln follen und werden es verhindern, daß ehrgeizige Spe⸗ 
kulanten die Poſten des Parlamentariers und Miniſters als bequeme Ein- 
nahmequellen oder als Mittel zur Befriedigung des perſönlichen Ehrgeizes 
ohne Verantwortung anſehen; es wird dann eine wirkliche Auswahl der Führer 
ſtattfinden. Wer von feinem Können überzeugt iſt, wird auch die Verant⸗ 
wortung für ſeine Taten übernehmen; die andern werden fernebleiben — 
und ſollen es auch. 

Ehre und Würde eines Volkes ſollen in einem völkiſchen Staate nicht 
vogelfrei ſein wie unter dem römiſchen Recht, ſondern wieder beſtimmende 
Kräfte darſtellen im Leben des einzelnen ſowohl wie im Leben des Volksganzen. 

Aus dieſen Einſichten heraus lautet der 19. Grundſatz des National 
ſozialismus: 

„Wir fordern Erſatz für das der materialiſtiſchen Weltordnung dienende 
römiſche Recht durch ein Deutſches Gemein⸗Recht.“ 


20. 


Dos Koſtbarſte, worüber ein Volk verfügt, ſind ſeine großen Männer. 
Gelangen ſolche Begabungen nicht zur Auswirkung ihrer Fähigkeiten, ſo 
zeigt dies, daß die Verhältniſſe die denkbar volksfeindlichſten find (es ſei denn, 
daß das Volk ſchon überhaupt unfähig iſt, große Männer zu erzeugen). Die 
führende, völkiſche Intelligenz kann kein Volk miſſen, ohne, als Volk, unter⸗ 
zugehen. Sie bilden die Blüte der Nation, die Merkpfähle ihrer Größe und 
ihres Weſens, die Verkörperung deſſen, was man Volksſeele nennt. 

Die Pflege dieſer geiſtigen Energien hat als ſelbſtverſtändliche Pflicht 
auch des Staates zu gelten. Zwar wird das nie in Schablonen zu preſſende 
Leben für Sturm und Drang eines jeden drängenden Weſens ſorgen; zwar wird 
das Genie ſtets ſich gegen Widerſtände aller Art durchzusetzen haben, aber gewiſſe 
Vorausſetzungen für die Möglichkeit ſeiner Entfaltung überhaupt müſſen 
gegeben werden. Da iſt nach dem Abſchluß des innerpolitiſchen Kampfes die 
reſtloſe Beſeitigung des jüdiſchen Elements in allen Kulturanſtalten, Schulen, 
Hochſchulen, Akademien uſw. zu fordern, deren durch die jüdiſche Finanz unter · 
ſtützter Boykottring heute eine kataſtrophale Ueberfremdung aller geiſtigen Be⸗ 
rufe herbeigeführt hat und die Möglichkeit der Konkurrenz nahezu ausſchaltet. 
Ferner wird der Schulunterricht im völkiſchen Staate weniger dem blutleeren 
Humanismus huldigen als den Lebenskräften der Gegenwart ſeine Aufmerkſam⸗ 
keit zuzuwenden haben. Durch Volk sgeſchichte fol wieder zuſammengeſchloſ⸗ 
fen werden, was durch wurzelloſe Menſchheits ideale unſere Intelligenz 
vom Leben weg zu verknöchernder Spezialiſterung und gelehrtenhaften Ver⸗ 
kapſelung hinführte. 


39 


Der Deutſche Staat wird mit allen Mitteln das Emporkommen 
geiſtiger Energien und Charakterwerte aus den — ſoweit ſie geſund ſind — 
„unterſten“ Schichten fördern in der Erkenntnis, daß nur dieſes die Erſtar⸗ 
rung und Schematiſierung des nationalen Lebens zu verhindern in der Lage iſt. 

Geſetze können nichts erzeugen, ſondern nur Wege freimachen. Daß ſie 
aber überhaupt leidenſchaftlich vertreten werden, iſt ein Zeichen erwachenden 
Willens und neuer Erkenntnis. Deshalb lautet der 20. Programmpunkt des 
Nationalſozialismus: 

„um jedem fähigen und fleißigen Deutſchen das Erreichen höherer Bildung 
und damit das Einrücken in führende Stellungen zu ermöglichen, hat der 
Staat für einen gründlichen Ausbau unſeres geſamten Volksbildungsweſens 
Sorge zu tragen. Die Lehrpläne aller Bildungsanſtalten ſind den Erfor⸗ 
derniſſen des praktiſchen Lebens anzupaſſen. „Das Erfaſſen des Staats⸗ 
gedankens muß bereits mit Beginn des Verſtändniſſes durch die Schule 
(Staatsbürgerkunde) erzielt werden. Wir fordern die Ausbildung geiſtig be⸗ 
ſonders veranlagter Kinder armer Eltern ohne Rückſicht auf deren Stand oder 
Beruf auf Staatskoſten.“ 

21. 


(8 eine andere Vorausſetzung der Erhaltung und Förderung deutſcher 

Volkskräfte hat natürlich Mutter- und Kinderſchutz zu gelten. Das 
19. Jahrhundert hat auf dieſem Gebiete fürchterliche Verheerungen angerichtet 
und namentlich die plutokratiſchen Demokratien des Weſtens haben einen un⸗ 
entſchuldbaren Raubbau an den Kräften der Völker getrieben. Volkskraft 
galt und gilt auch heute noch nur als eine Zahl in der rein wirtſchaftlichen 
Berechnung, und wenn hier nicht die eiſerne Hand einer wirklich deutſchen Regie⸗ 
rung eingreift, ſo wird in abſehbarer Zeit deutſche Volkskraft verfiegen, deutſche 
Erfinderkraft erlahmen und ein Heer müder Männer, verkümmerter Kinder 
und abgezehrter Mütter werden die traurigen Ueberreſte eines einſt kraftvollen 
Volkes darſtellen. Hier Wandel zu ſchaffen, muß ſehnlichſter Wunſch eines 
jeden Deutſchen ſein. Deshalb lautet die 21. Forderung: 

„Der Staat hat für die Hebung der Volksgeſundheit zu ſorgen durch den 
Schutz der Mutter und des Kindes, durch Verbot der Jugendarbeit, durch 
Herbeiführung der körperlichen Ertüchtigung mittels geſetzlicher Feſtlegung einer 
Turn- und Sportpflicht, durch größte Unterſtützung aller ſich mit körperlicher 
Jugend⸗Ausbildung beſchäftigenden Vereine.“ 


22, 
hne Zweifel hatten Millionen von Deutſchen am alten Deutſch⸗ 


land vieles auszuſetzen, und doch zeigte es ſich, daß trotz vieler Mängel 
des vorrevolutionären Staates felbft dieſe Millionen bereit waren, ihr Gut und 
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Blut fürs Deutſche Reich herzugeben. Es iſt ſicherlich manches auch am alten 
Heere zu bemängeln geweſen und doch war dieſes Heer derjenige Fels im 
trüben Moraſt des Händlergeiſtes unſerer Zeit, wo Ehre und Pflicht nicht Dinge 
waren, über die ein welterfahrener Europäer lächelte, ſondern treibende Kräfte 
des Lebens. Dieſe Ideen, ſtraffe Manneszucht und das Bewußtſein völkiſcher 
Zuſammengehörigkeit haben die Männer aus ihrer Dienſtzeit mit heimgebracht 
und auf ihre Umgebung übertragen. Und wer nicht im Heere war, hat doch die 
Auswirkungen dieſer Manneszucht an ſich ſelbſt verſpürt. 

Gegen dieſes organiſch gewachſene deutſche Volksheer hatten ſich ſeit 
Jahren alle äußeren und inneren Feinde Deutſchlands gerüſtet, und die Wehr⸗ 
kraft wurde — unter dem Schutz des widerdeutſchen Liberalismus und der römi⸗ 
ſchen Geſetzesauffaſſung — ungeſtraft verleumdet, denunziert, den Feinden 
zum Spott vorgeworfen. Das Syſtem des deutſchen Heeres war das ſchönſte 
Beiſpiel deutſchen Staats bürgerbewußtſeins, die auftretenden Fehler aber waren 
nicht Folgen dieſes Syſtems, ſondern die Anſteckungskeime gerade aus dem 
Geiſteslager, in dem ſich die Gegner des deutſchen Volksheeres befanden. Das 
materialiſtiſche Gift, die unvölkiſche Denkungsart, das aufkommende Protzen⸗ 
tum, das alles waren Dinge, welche dem Zeitalter der Börſenherrſchaft, des 
Parlamentarismus, des hemmungslos waltenden Wirtſchaftsbetriebes entſproſſen 
waren, nicht dem ſoldatiſchen Heldengeiſt, der Deutſchlands Einigkeit geſchaffen 
hatte. 

Die Diktatoren von Verſailles wußten, was ſie taten, als ſie das deutſche 
Heer abſchafften und eine Söldnertruppe einſetzten. Und ihre marxiſtiſchen 
und demokratiſchen Freunde in Deutſchland wußten gleichfalls, warum ſie alle 
Entwaffnungsforderungen der Entente unterſtützten, ja dieſe direkt forderten. 
An Stelle des Pflichtbewußtſeins und des Ehrbegriffs ſollte klingende Münze 
treten, der Geiſt der Demokratie! Aber trotz allem Verrat lebt auch heute noch 
der alte Charakter weiter, trotz der Schmach und der Schande der Zeit. 

Deutſchland fteht jetzt in einer äußerſt ſchwierigen weltpolitiſchen Lage. 
Trotzdem gilt es für jeden — ob Arbeiter, ob Beamter, ob Politiker — den 
Willen nie einſchlafen zu laſſen und die Ueberlieferungen aus großer Zeit 
wieder ins Leben zurückzurufen. Nicht, um Welt eroberungen zu vollbringen, 
wie äußere und innere Feinde behaupten, ſondern um den Ehr⸗ und Pflicht- 
begriff wieder hochzuzüchten gegen die Korruption der heutigen Welt. Deshalb 
lautet der 22. Satz des Nationalſozialismus lakoniſch: 

„Wir fordern die Abſchaffung der Söldnertruppe und die Bildung eines 
Volksheeres.“ 

23. 


Ku. Mittel zur Irreleitung unt Verhetzung der Völker hat ſich als ein 
ſo furchtbares erwieſen wie die Preſſe. 
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Ihrer ganzen liberalen oder nur oberflächlich nationaliſtiſchen Einſtellung 
gemäß hatten alle vorrevolutionären deutſchen Regierungen ein Mittel, bewußt 
das eigene Volk auf ſeine ureigenſten Intereſſen aufmerkſam zu machen, über⸗ 
ſehen. Anderſeits aber duldeten ſie es, daß eine deutſchfeindliche Börſenzeitung 
nach der andern entſtand, in deren Leitung kein einziger Deutſcher ſaß, eine 
Preſſe, die hinter der Lüge, für Fortſchritt und Freiheit zu kämpfen, die weite⸗ 
ſten Kreiſe mit Anſchauungen vergiftete, wie ſie den raſſiſchen und wirtſchafts⸗ 
politiſchen Intereſſen der Juden und der oft mit ihnen im engſten Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden Kreiſen feindlicher, ſich zum Kriege gegen Deutſchland rüſtender 
Staaten genehm waren. Dieſe Blätter find es geweſen, die in allen großen 
Hotels und Reiſebureaus des Auslandes auslagen und eines der wichtigſten 
Mittel zur Förderung der feindlichen Propaganda wurden. Dieſe Blätter 
waren es auch, welche den „fortſchrittlichen Geiſt“ des Weſtens prieſen, den 
ſogenannten „Militarismus“ Deutſchlands aber anſchwärzten, zur gleichen Zeit, 
da die anderen Nationen prozentual doppelt und dreifach ſtärker gerüſtet waren 
als das deutſche Volk. Dieſe Blätter waren es, welche ganz bewußt jahre⸗ 
lang die Einkreiſung Deutſchlands förderten und durch fortgeſetzte Beſchimpfung 
der für dieſe Einkreiſung noch nicht gewonnenen Staaten (z. B. Rußlands) auch 
fie in ein deutſchfeindliches Bündnis hineintreiben halfen. Dieſe Blätter waren 
es aber auch, welche zu gleicher Zeit das deutſche Volk einlullten und die Warner 
vor dem Sturm als reaktionäre Hetzer verſchrien. 

Verſorgt wurden dieſe demokratiſchen und marxiſtiſchen Zeitungen durch 
internationale — faſt ganz in jüdiſchen Händen befindliche — Nachrichten⸗ 
bureaus, deren Tendenz der eingeſchlagenen Richtung entſprach: Einlullung und 
Einkreiſung Deutſchlands. 

Mit einer ſtaunenswerten Duldſamkeit hat das deutſche Volk dieſes Ge⸗ 
baren hingenommen und war geneigt, jedem Blatte der Börſen⸗ und Marxiſten 
preſſe zum mindeſten Aufrichtigkeit und guten Willen zuzuſchreiben. Es ließ 
ſich langſam vergiften und brach ſchließlich, ausgehöhlt, des Glaubens an ſich 
ſelbſt beraubt, zuſammen. 

Daß das vergoſſene Blut von zwei Millionen deutſcher Helden in allen 
Weltteilen bisher nutzlos gefloſſen iſt, iſt mit in erſter Linie die Schuld der 
Leute, für die der Ausdruck Preſſekanaille noch viel zu milde iſt. Wenn einmal 
wieder ein Deutſches Reich entſtehen fol, fo ift dafür die unumgängliche Voraus⸗ 
ſetzung, daß alle dieſe Giftzentralen ausgetilgt und die noch lebenden ſchuldigen 
Preſſebanditen zur Verantwortung vor einen deutſchen Gerichtshof gezogen 
werden. 

Der Nationalſozialismus vertritt die Anſchauung, daß alle er haltenden und 
alle drängenden Bewegungen innerhalb des deutſchen Volkes das ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Recht beſitzen, ſich frei zu äußern. Aber ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt die Voraus⸗ 
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ſetzung, daß das Ziel aller dieſer verſchieden bekundeten Willensrichtungen nur das 
Wohl und die Förderung des deutſchen Volkes iſt. Ein anderes Ziel iſt nicht 
lebensberechtigt im Deutſchen Reich, und Vertreter einer Richtung, welche die 
deutſche Nation oder Teile derſelben nur als Mittel zur Erreichung internatio⸗ 
naler Machtziele benutzen, verlieren ſelbſtverſtändlich das deutſche Staatsbürger⸗ 
recht, gegebenenfalls auch das Staatszugehörigkeitsrecht. 

Hat man ſich ferner die Erkenntnis zu eigen gemacht, daß der Japaner, 
Neger oder Jude feinem innerſten Weſen nach nur er ſelbſt, nicht Europäer 
ſein kann, folglich auch — inſtinktiv ſowohl als bewußt — ganz andere geiſtige, 
politiſche, raſſiſche Zwecke verfolgt, ſo leiten alle dieſe auf allen Gebieten des 
Lebens ſich gleichbleibenden Einſichten zur dreiundzwanzigſten Forderung: 

„Wir fordern den geſetzlichen Kampf gegen die bewußte politiſche 
Lüge und ihre Verbreitung durch die Preſſe. Um die Schaffung einer deut⸗ 
ſchen Preſſe zu ermöglichen, fordern wir, daß: 

a) Sämtliche Schriftleiter und Mitarbeiter von Zeitungen, die in deut⸗ 

ſcher Sprache erſcheinen, Volksgenoſſen ſein müſſen. 

5) Nichtdeutſche Zeitungen zu ihrem Erſcheinen der ausdrücklichen Ge⸗ 
nehmigung des Staates bedürfen. Sie dürfen nicht in deutſcher 
Sprache gedruckt werden. 

c) Jede finanzielle Beteiligung an deutſchen Zeitungen oder deren 
Beeinfluſſung durch Nicht⸗Deutſche geſetzlich verboten wird und fordern 
als Strafe für Uebertretungen die Schließung einer ſolchen Zeitung, 
ſowie die ſofortige Ausweiſung der daran beteiligten Nicht⸗Deutſchen 
aus dem Reich. 

Zeitungen, die gegen das Gemeinwohl verſtoßen, ſind zu verbieten. 
Wir fordern den geſetzlichen Kampf gegen eine Kunſt⸗ und Literatur⸗ 
Richtung, die einen zerſetzenden Einfluß auf unſer Volksleben ausübt, 
und die Schließung von Veranſtaltungen, die gegen vorſtehende For⸗ 
derungen verſtoßen.“ 


24. 


E- war der Traum des 18. Jahrhunderts, daß alle Völker eigentlich das⸗ 
ſelbe wollten und ſich weſentlich gleich ſeien. Dieſer Traum iſt heute zwar 
zerſtört, doch verſucht die internationale Preſſe in Deutſchland noch immer, die 
alten Flitter gegen neu aufkommende Erkenntnis zu retten. Wir wiſſen heute, 
daß weder Sitten noch Religionen der Raſſen und Völker ſich auf einen 
Nenner bringen laſſen, daß das „Menſchentum“ nur ein vielleicht lockendes 
ſchönes Phantaſiegebilde iſt, wie wir es uns denken; daß aber das, was wir 
gut nennen, den andern als böſe gilt, was wir mit Gott bezeichnen, dem andern 
als der Teufel erſcheint. Staatspolitiſch jedoch muß die erſte Bedingung die 
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Freiheit der religiöfen Bekenntniſſe fein, ſchon allein aus dem Geſichtspunkt 
heraus, daß die Unterdrückung eines politiſch neutralen ſeeliſchen Erlebens eben 
durch Unterdrückung zu einem politiſch eingeſtellten werden kann. 


Sittlichkeit iſt durchaus raſſiſch bedingt und nicht abſtrakt katholiſch, pro- 
teſtantiſch, moſlemitiſch. Deutſche Sitte iſt germaniſches Lebensgefühl, dem 
ſich das Chriſtentum angeglichen, verbrüdert hat. Pflicht eines jeden Deutſchen 
und ſomit des Deutſchen Staates iſt es deshalb, die arteigene Sitte und Sittlich⸗ 
keit zu pflegen und wo dieſe mißachtet worden iſt, ſie wieder durchzuſetzen. 


Es wird folglich von ſeiten des Staates an die Anerkennung moraliſcher 
und religiöſer Gemeinſchaften die Vorausſetzung zu knüpfen fein, daß die fittlichen 
Grundſätze der betr. Gemeinſchaften nicht dem deutſchen ſittlichen und ſozialen 
Gefühl zuwiderlaufen. Daß dies z. B. beim Judentum der Fall iſt, ſteht heute 
wiſſenſchaftlich außer Zweifel. Es wird aber noch einer vom Staate durchzufüh- 
renden Feſtſtellung bedürfen, inwieweit und an welchen Stellen der Talmud, der 
Schulchan⸗Aruch z. B. Betrug der Juden an Richtjuden zulaſſen bzw. direkt 
religionsgeſetzlich vorſchreiben. 

Die Geſchichte Europas hat bewieſen, daß dieſes im extrem antijüdiſchen 
Chriſtentum eine Religionsform gefunden hat, die trotz konfeſſioneller Unter- 
ſcheidungen die Grundlage für das religiöſe Leben der weit überwiegenden Mehr 
zahl auch des Deutſchen Volkes geworden und geblieben iſt. Die Wahrung 
germaniſch⸗chriſtlichen Lebens hat auch die N. S. D. A. P. als eine wirkliche Volks⸗ 
bewegung unbedingt zu fordern, namentlich in der heutigen Zeit, da gerade von 
den fo „freiheitlich“ geſinnten Internationalen ein wüſter Anſturm auf dieſes 
Empfinden erfolgt iſt und „chriſtliche“ Parteien in der Verteidigung des 
Chriſtentums nicht nur verſagen, ſondern noch dazu mit dem antichriſtlichen 
Marxismus an der Zerſtörung unſeres völkiſchen Lebens zuſammenarbeiten. 


Bedauerlich iſt immer geweſen, daß nicht ſelten die Intereſſen einer 
Konfeſſion über die Vertretung des gemeinſamen Chriſtentums geſtellt wurden, 
ja daß ſogar, wenn es ſein mußte, dieſe gegen die Intereſſen des ganzen 
Volkes — alſo die Angehörigen der betr. Konfeſſion einbegriffen — vertreten 
wurden, wie es z. B. das Zentrum ſtets getan hat. Genau wie die Politik des 
Klaſſenkampfes, wie das unſichtbare Geſetz des Kaſtenweſens, fo iſt eine Ver⸗ 
mengung von Politik und Konfeſſion der Verſuch einer mit allen Mitteln zu 
bekämpfenden Zerſchneidung des lebendigen Volkskörpers. Und nun gar politiſche 
Parteien direkt zur Vertretung konfeſſioneller Intereſſen zu gründen, war ein 
Verbrechen an unſerem ganzen Volk, deſſen Folgen u. a. auch zum 9. November 
1918 führten, um fo mehr als auch die Konfeſſton zuletzt ſich nur als Aus- 
hängeſchild erwies, hinter dem rein politiſche Machenſchaften und wirtſchaftliche 
Schiebungen übelſter Art vollzogen wurden. Es iſt dafür zu kämpfen, daß ſolche 
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zerſetzenden Beſtrebungen bei einem ſpäteren Geſchlecht direkt als Hoch-, Volks⸗ 
und Landesverrat empfunden werden. 

Der Gedanke, der allein imſtande iſt, alle Stände und Konfeffionen im 
Deutſchen Volk zu einen, iſt die neue und doch uralte völkiſche Weltanſchauung, 
fußend auf dem nur verſchütteten deutſchen Gemeinſchaftsgeiſt. Dieſe Welt⸗ 
anſchauung heißt heute Nationalſozialismus. 

Aus dieſen Erkenntniſſen heraus lautet der 24. Punkt des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Programms: 

„Wir fordern die Freiheit aller religiöſen Bekenntniſſe im Staat, ſoweit 
ſie nicht deſſen Beſtand gefährden oder gegen das Sittlichkeits⸗ und Moral⸗ 
gefühl der germaniſchen Raſſe verſtoßen. 

Die Partei als ſolche vertritt den Standpunkt eines poſitiven Chriſten⸗ 
tums, ohne ſich konfeſſionell an ein beſtimmtes Bekenntnis zu binden. Sie 
bekämpft den jüdiſch⸗materialiſtiſchen Geiſt in und außer uns und iſt überzeugt, 
daß eine dauernde Geneſung unſeres Volkes nur erfolgen kann von innen 
heraus auf der Grundlage: 


Gemein nutz vor Eigennutz.“ 


25. 


Wi ſchon geſagt, iſt die Durchführung auch der geringſten volksbefreien⸗ 
den Maßnahmen durch irgendein Parlament vollſtändig ausgeſchloſſen. 
Sämtliche Parlamente ſtehen heute in direkter, beſtenfalls indirekter Abhängig⸗ 
keit von der alle Völker knechtenden Hochfinanz und der ihr angeſchloſſenen 
großen Truſts. Deren Herrſchaft baut ſich aber auf der Verelendung des Volkes 
auf. Die Abgeordneten vertreten nicht die Intereſſen des Volkes, ſondern der⸗ 
jenigen Wirtſchaftskreiſe, welche die Wahlen für ſie bezahlt haben. Noch tragi⸗ 
ſcher wird der ganze Zuſtand durch die Tatſache, daß dem Parlament keine „ver⸗ 
faſſungsmäßigen“ Gegenkräfte gegenüberſtehen. Die Miniſter werden von den 
Mehrheitsparteien beſtellt, abberufen und ſind verantwortungsloſer als je ein Tyrann 
es war. Denn jeder Miniſter kann ſich auf den ſakroſankten Beſchluß der Mehr⸗ 
heit der „Volksvertretung“ berufen, wird alſo zu verantwortungsloſem Handeln 
geradezu herangezüchtet. Das anonyme Parlament iſt heute in allen Staats, 
angelegenheiten de facto Geſetzgeber, ausführendes Organ und Richter in einer 
Perſon, ohne daß es eine Inſtanz gäbe, die eine wirkliche im Intereſſe des 
Volkes gelegene Kontrolle ausübte. 

So entwickelt ſich das eigentliche Leben der Nation vollkommen außerhalb 
der Volksvertretungen. Alles Aktive hat längſt den Glauben an Parla⸗ 
mente und Mehrheitsbeſchlüſſe verloren. Der wurzelloſe unvölkiſche Gedanke des 
demokratiſchen Parlamentarismus liegt heute im Sterben und findet keine An⸗ 
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hänger mehr, die bereit find, für dieſe Verfaſſungsreform auf den Barrikaden 
ihr Leben einzuſetzen. Keine Propaganda wird dieſen Leichnam mehr zu beleben 
vermögen. 

Die Scheidung der Geiſter vollzieht ſich mit unbeirrbarer Folgerichtigkeit. 
Die von der Demokratie Enttäuſchten zogen zur Sozialdemokratie, die mit 
dieſer Unzufriedenen rücken, je tatkräftiger fie fint, um fo energiſcher in die 
Sturmkolonnen des ſtaatszerſtörenden Kommunismus ein. Hier liegt die letzte 
Konſequenz des ſich zerſetzenden Parlamentarismus. 

Auf der andern Seite aber ſammeln ſich alle diejenigen Aktiven, welche das 
ganze verlogene, volksfeinliche parlamentariſche Syſtem — in politiſcher, wirt⸗ 
ſchaftlicher und weltanſchaulicher Hinſicht — grundſätzlich bekämpfen: das ſind 
die Sturmtruppen des völkiſchen Gedankens, die Nationalſozialiſten. 


Der Nationalſozialismus erkennt, daß des deutſchen Volkes Schickſal 
nicht durch Kompromiſſe, ſondern durch Machtkämpfe entſchieden werden wird. 
Eine ſtarke politiſche Macht, einheitlich im allgemein⸗deutſchen Sinne geleitet, 
rückſichtslos den Gemeinnutz vor Eigennutz ſetzend, vermag allein mit den Uebeln 
des Zeitalters aufzuräumen. Inmitten der großen Mächtegruppen des Erdballs 
kann es außen- und innenpolitiſch nur eine ſtarke nationale Zentralgewalt 
geben, will man überhaupt für Deutſchland eine Stellung erſtreben, die es wie 
der bündnisfähig für andere Staaten macht. 

Dieſe Zentralgewalt fol Volksvertretungen ſowohl als die dem orga⸗ 
niſchen Leben entwachſenen Ständekammern als Berat er erhalten, keinenfalls 
als Beherrſcher, wie es der Parlamentarismus in roher Anbetung der 
Mehrheit fordert. 

Mit dieſer völkiſch⸗politiſchen Gewalt hat aber eine wirtſchaftlich⸗kulturelle 
Dezentraliſation Hand in Hand zu gehen. Die raſſiſchen und ſeeliſchen Verſchie⸗ 
denheiten im deutſchen Volke fordern andere äußere Formen zur beſten Aus⸗ 
löſung ihrer Kräfte: Vollkommene Autonomie auf religiöſem Gebiete; freieſte 
Verwaltungsmöglichkeiten der Bodenſchätze des Landes; freieſte Leitung der 
Schulen, Hochſchulen und Akademien. Ein wahrer Föderalismus i ſt 
nur dann wirklich möglich, wenn der ganze Staat nach 
außen eine einzige un wandelbare völkiſche machtpoli⸗ 
tiſche Einheit bildet. 

Hier liegt der wahre Prüfftein für viele, ſich „föderaliſtiſch“ gebärdenden 
Perſönlichkeiten, Gruppen und Parteien. Die meiſten von ihnen w ollen gar 
keinen ſtarken Nationalſtaat, bekämpfen ihn ſogar offen als „reaktionär“ oder 
als „Häreſte“ und beweifen dadurch, daß es ihnen nicht um Deutſchlands Größe, 
ſondern um Deutſchlands Schwächung, Zerſetzung, Zerſchlagung zu tun iſt, wie 
es unſere äußeren Todfeinde gleichfalls anſtreben. 
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Für den volks bewußten Deutſchen ift der Streit über Zentralis- 
mus und Föderalismus eine Frage zweiten Ranges. 

Mit der ſtaatsfeindlichen Aufpeitſchung des Kampfes um dieſe Grundſätze 
geht die hinterhältige Ausnützung der Meinungsverſchiedenheiten über die zweck⸗ 
mäßigſte Form der Reichsgewalt: auf der einen Seite ſtehen die Republikaner, 
auf der anderen die Monarchiſten. Der Nationalſozialismus erblickt auch in 
dieſem Streit eine beſonders heute gefährliche Kräftevergeudung und erklärt, 
daß, wie Klaſſen⸗ und Konfeſſionskampf, jo auch der Streit um die Staats- 
form keine Rolle im allgemeinen deutſchen Befreiungskampf ſpielen darf. Denn 
auch die Staatsform iſt nicht ein Zweck an ſich, ſondern ein Mittel zur Siche⸗ 
rung der Intereſſen und der Ehre des Volkes. Herr in Deutſchland kann und 
darf nur diejenige Bewegung oder diejenige Perſönlichkeit ſein, welche das 
Deutſche Volk aus ſeiner heutigen Schmach zur Geſundung, zu Ehrbewußtſein 
und durch völkiſchen Willen zur Freiheit geführt hat. Wer das iſt, iſt vollkom⸗ 
men gleichgültig, die Leiſtung ſoll auch hier ganz allein entſcheiden. Und wenn 
die Nation einſt geeint und frei geworden iſt, möge ein Volksentſcheid be⸗ 
ſtimmen, ob Deutſchland Monarchie oder Republik ſein will. Bis dahin iſt die 
Anſchauung über die Staatsform Privatſache. 

Wer des ganzen Volkes Wohl und Ehre über alles ſetzt, wird gegen 
jeden Zwieſpaltſäer zu kämpfen haben. Ueber Klaſſen⸗ und Konfeſſionskampf, 
über Standesdünkel und kurzſichtige Zwiſtigkeiten hinweg hat er mit Wort und 
Tat für Ehr und Recht zu ſtreiten, die völkiſche Einheitsfront herſtellen zu 
helfen, um dereinſt die Feinde der deutſchen Einheit in⸗ und außerhalb des 
Reiches unſchädlich zu machen. 

Aus dieſen Erkenntniſſen heraus lautet der letzte Grundſatz des National ⸗ 
ſozialismus: 

„Zur Durchführung alles deſſen fordern wir die Schaffung einer ſtarken 
Zentralgewalt des Reiches. Unbedingte Autorität des politiſchen Zentral. 
parlaments über das geſamte Reich und ſeine Organiſationen im allgemeinen. 

Die Bildung von Stände und Berufskammern zur Durchführung der 
vom Reich erlaſſenen Rahmengeſetze in den einzelnen Bundesſtaaten.“ 


Schluß. 


Di heutige Zeit iſt eine Epoche großer Schickſale. Aus klarer Erkenntnis 
und aus heißem Willen entſtehen inmitten einer zuſammenſtürzenden 
Welt die Mächte der Zukunft. Sie entſtehen naturnotwendig im Kampf 
gegen alle die Kräfte, die unfähig waren, dieſen Zuſammenbruch zu ver⸗ 
bindern, und gegen die, welche ihn unmittelbar herbeiführten. 

Jeder neue, innerlich ſtarke Gedanke tritt geſetzgebend in die Er- 
ſcheinung. Aus neuer innerer Richtung heraus knüpft er an Lebendiges an, 


47 


formt es um und ſtellt es als Ziel ins Getriebe der Welt. Entſpricht dies Ziel 
dem Weſen des dunklen Suchens einer Zeit oder eines Volkes. ſo wird die 
Bewegung, welche für ſeine Erreichung kämpft, auf die Dauer von keiner Macht 
unterdrückt werden können. Der Glaube, daß die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
die deutſche Freiheitserweckung darſtellt, lebt heute ſchon unerſchütterlich in 
einer großen Zahl deutſcher Menſchen, die bereit ſind, für eine große Sache zu 
kämpfen und, wie es viele ſchon bewieſen haben, zu bluten und zu ſterben. 

Aber der Nationalſozialismus glaubt noch, daß ſeine Grundſätze und ſeine 
Weltanſchauung — wenn auch mit individueller, verſchiedenen völkiſchen Be⸗ 
dingungen angepaßter Kampfweiſe — weit über Deutſchlands Grenzen hinaus 
richtunggebend ſein werden für die unausbleiblichen Machtkämpfe in den andern 
Ländern Europas und Amerikas. Auch in ihnen muß ſich eine Scheidung der 
Geiſter vollziehen und der völkiſche Kampf gegen den überall gleichartigen leih⸗ 
kapitaliſtiſchen und marxiſtiſchen Internationalismus aufgenommen werden. Der 
Nationalſozialismus glaubt, daß es einmal nach Beendigung des großen Welt- 
kampfs, nach dem Untergang des gegenwärtigen Zeitalters eine Epoche geben 
wird, da das Hakenkreuz als ariſches Erneuerungsſymbol eingewebt ſein wird in 
all den ver ſchiedenen Fahnen der germaniſchen Völker. Der deutſche 
Kampf iſt heute wiederum ein Weltkampf geworden, ſelbſt wenn die deut⸗ 
ſchen Nationalſozialiſten nichts, gar nichts weiter leitet als die grenzenloſe Liebe 
zum deutſchen Volk und, daraus geboren, der grenzenloſe Haß gegen feine Ver⸗ 
derber 

Wenn aber im großen kommenden Kampf an Stelle des heutigen Mehr⸗ 
heitsgötzen der Perſönlichkeitsgedanke treten ſoll, ſo muß er auch ſchon im 
kleinen verwirklicht werden. Der gewählte Führer ſoll und muß Führer fein. 
Das heißt, in dem Bereich der ihm geſtellten Aufgabe hat der Gewählte auf 
eigene Verantwortung, unbeeinflußt durch lahmlegende Zwiſchenſtimmen, volle 
Handlungs⸗ und Beſtimmungsfreiheit. So allein find Leiſtung, Zielſicherheit 
und der Endſieg möglich. 

Glaube und Pflichtbewußtſein ſoll alle Nationalſozialiſten beherrſchen und 
ſo den Führern die Erreichung des deutſchen Zieles ermöglichen. Als Abſchluß 
des Programms aber iſt von den Gründern niedergelegt, verſprochen und in 
vielen Prüfungsſtunden auch bereits gehalten worden: 

„Die Führer verſprechen, wenn nötig unter Einſatz ihres eigenen Lebens, 
für die Durchführung der vorſtehenden Punkte rückſichtslos einzutreten.“ 


Das Ziel aber, das am Ende dieſer Durchführung ſteht, heißt: 
Großdeutſchland! 


Werke aus dem Deutſchen Volksverlag: 


Das Geſetz des Nomadentums 


9 2 & 
und die heutige Judenherrſchaft 
Von Prof. Dr. A. Wahrmund 
Preis: Geh. Mk. 2.70, geb. Mk. J. 60 

Der berühmte Orientaliſt beftätigt in feinem Werk auf Grund äußerſt intereſſanter 
Unterſuchungen unſere täglichen Erfahrungen mit den Juden. Der Judencharakter 
verrät ſich in der Judenſprache, und die Judenſprache erzählt uns, daß derjenige. 
der fie geſchaffen hat, raffender, raubender, herumſchweifender Beduine iſt, dem all 
die Ideale, dem die Lebensauffaſſung der ariſchen Völker etwas vollkommen 
Fremdes ſind. 


Neuauflage l! 15. Tauſend !! 


Unmoral im Talmud 


Von Alfred Roſenberg, M. d. R. Preis 80 Pfennig 


Die ſchärfſten Waffen gegen das Judentum gibt uns 
Juda ſelbſt in die Hand. Man leſe dieſe ausgezeichnet 
geordnete Auswahl aus dem jüdiſchen Lehr⸗ und Be⸗ 
kenntnisbuch, und man wird verſtehen, daß es für den 
Arier nichts als Kampf gegen den Juden und jüdiſches 
Weſen geben wird. Möge diefe kleine Sammlung jedem 
Deutſchen Gelegenheit geben, ſich ein Urteil über einen 
Geiſt zu bilden, der zu ſo unheilvoller Macht heranwuchs. 


Jedermann lieſt die Schrift au \ Auflage 70 000 
über den Führer! * 


Ziele und Persönlichkeit , dr. Johannes Start, 
Preis 55 Pfennig Nobelpreisträger und Univerſitätsprofeſſor 


Welch ein Bild: Adolf Hitler, ein entlaſſener Soldat ohne Geld, ohne einſlußreiche Bekannte oder Verwandte, 
obne ſtaatlich abgeſtempelte ſogenannte Bildung, will das deutſche Volk retten und iſt überzeugt, er wird es 
retten! Mach 14 Jabren unmenſchlichen Kampfes erreicht er dieſe dämoniſche Willenskraft, daß illionen und 
aber Millionen Deutſcher hinter ihm ſtehen! Wahrlich, ein ſolcher Menſch hat mit Recht die Aufmerkſamkeit 
der ganzen Welt auf ſich gelenkt! — Das iſt in kurten Strichen der Inhalt des Einführungskapitels aus Hitlers 
Leben, das in der ſoeben erſchienenen, weſentlich erweiterten Neuauflage des Werkes „Adolf Hitlers Ziele und 
Perſönlichkeit“ nunmehr im 70. Tauſend vorliegt. — Auch ein Gegner wird durch dieſe Schrift von der ſieg · 
haften Kraft des Führers und ſeiner Bewegung überzeugt werden. 


Werke aus dem Deutſchen Volksverlag: 


Neuauflage l! 20. Tauſend l 


Die Protokolle der Weiſen von Zion 
und die jüdiſche Weltpolitik 


Nach der Faſſung von Alfred Roſenberg in völlig neuer Bearbeitung. 
Preis: Kartoniert Mark 2.35, Leinwand Mark 3.60. 


Keinem ernſthaften politiſchen Kopf ſind die Protokolle der Weiſen von Zion 

heute mehr unbekannt und jedermann iſt ſich darüber im klaren, daß ſie keine 

Hirngeſpinſte ſind, ſondern buchſtäblich eingetroffene Wahrheiten darſtellen und 

die Protokolle Punkt für Punkt beſtätigen. Im Kampf gegen das Weltjuden⸗ 
tum find fie unentbehrlich. 


Der nationale Sozialismus 


Grundlagen, Werdegang u. Ziele der nationalſoz. Bewegung 
Von Ingenieur Rudolf Jung, Abg. der Prager Kammer 
Auflage 15000 
Preis: Kartoniert Mk. 2.35, Ganzleinenband Mk. 3.60 


Das vorliegende Werk des bekannten ſudetendeutſchen Ingenieurs R. Jung iſt ein 
hiſtoriſches Werk des Nationalſozialismus von feiner Entſtehung bis heute. 


Der Weltkampf 


Monatsſchrift für Weltpolitik, völkiſche Kultur 
und die Judenfrage aller Länder 


Preis: Einzelheft RM. — 0, vierteljährlich RM. 1.50 und Porte 


Die Zeitſchrift lehrt in großen weltpolitiſchen Gedankengängen denken und liefert für die Schulung in diefen 
foziol-, kultur · und weltpolitiſchen Fragen wertvolles M — — Heft enthält daneben eine Fülle kleiner 
Nachcichten aus allen Erdteilen und Ländern über die Weltverfubung mad dhe Abwehr, außerdem treffende 
Sloſſen über die Verjudung des Geſellſchafts ⸗ und Geiſteslebens in allen Staaten. 
„Der Weltkampf“ wendet fih: 

gegen den Vampyr aller Schaffenden, das internationale parafltäre Weltlechkayitol, 

gegen den Marxismus, dieſen Vortruyy der Hochſinanz, 

gegen die internationalen Geheimgeſeliſchaften, die Tobfeinde beutſchen Volkstum, 

gegen das politiſche, wirtſchaftliche und geiſtige Chaos, b. h., 

gegen den Bolſchewis mus 

und kämpft: 

für ſittliche und moraliſche Sauberkeit unſerer Kultur und nicht zuletht 

für unſere politiſche Freiheit! 
Alle diejenigen Mationalſozialiſten, die gewillt find, die Millionen Michtsahnender und Falſchbeleheter auf ⸗ 
wflären und unferer Arbeit zuzuführen, leſen „den Welttampf“. 
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